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Wahlaussage

der Berline 
.D•• 



F.D.P. PARTEI DER BÜRGERFREIHEIT 

Die Berliner F .D.P. entwickelt Perspektiven für die Zukunft 
dieser Stadt auf den Grundsätzen des sozialen Liberalismus. Sie 
steht in der Tradition des Freiburger Programms, die durch Na­
men wie Theodor Heuss, Friedrich Naumann, Thomas Dehler 
und Karl-Hermann Flach symbolisiert wird. Sie ist deshalb die 
Partei der Bürgerfreiheit. Sie tritt ein für die größtmögliche Frei­
heit für jeden Bürger. Dazu gehören insbesondere die Schaffung 
und Erhaltung der Freiräume persönlicher Betätigung und Per­
sönlichkeitsentwicklung, ihren Schutz vor staatlichem Zwang 
und vor dem Zwang gesellschaftlicher Gruppen, ferner die Tole­
ranz gegenüber anderen Meinungen. Die F .D.P. tritt dafür ein, 
diejenigen sozialen Verhältnisse zu schaffen, die die Nutzung 
dieser Freiheiten tatsächlich erst ermöglichen. 

F.D.P. - VERTEIDIGER DES RECHTSSTAATES 

Alle Bürger dieser Stadt müssen sicher sein können, daß die 
Grund- und Freiheitsrechte uneingeschränkt für alle gelten. Die 
Verwirklichung der Grundrechte darf von den Behörden nicht 
in Frage gestellt werden. Jeder Versuch zur Einschränkung die­
ser Rechte muß rechtzeitig und konsequent bekämpft werden. 
In diesem Zusammenhang hält die Berliner F.D.P. den soge­
nannten Radikalenerlaß sowie die gegenwärtige Praxis bei der 
Einstellung von Bewerbern in den öffentlichen Dienst für einen 



politischen Irrweg. Die F.D.P. fordert daher eine grundlegende 
Änderung der gegenwärtigen Praxis und die Beschränkung der 
Überprüfung auf den sicherheitsempfindlichen Bereich. Die Ber­
liner F.D.P. sieht in der Bildung der Landeskommission einen 
ersten Schritt zur Liberalisierung der Praxis des Radikalenerlas­
ses. 

Die Verwaltungen müssen verstärkt zur Verbürgung der Frei­
heitsrechte beitragen. Es gilt, die Gefahren, die durch die Spei­
cherung von Informationen über einzelne Bürger in modernen 
Computersystemen drohen, abzuwehren. Die F. D.P. fordert da­
her, das Berliner Datenschutzgesetz, das die Rechte des Bürgers 
zur Verhinderung des Mil~brauchs bei der Verarbeitung, Über­
mittlung, Verwendung und Löschung persönlicher Daten regelt, 
voll anzuwenden und mit dem Ziel, die Rechtsposition des Bür­
gers zu stärken, auszubauen. Neue Gesetze sind auf ihre Daten­
schutzerheblichkeit zu überprüfen. Bereiche, die vom Aus­
kunftsanspruch des Bürgers bisher ausgenommen sind wie Poli­
zei, Verfassungsschutz und Steuerfahndung, sind in eine solche 
Überprüfung einzubeziehen. 

Der gegenwartlgen Bedrohung des Rechtsstaates kann wirk­
sam nur widerstanden werden durch 

die ständige politische Auseinandersetzung mit den tatsäch­
lichen Sympathisanten terroristischer Gewalt, 

- den Ausbau der liberalen Demokratie und des sozialen 
Rechtsstaates und 
eine ausreichende personelle und technische Ausstattung der 
Sicherheitsorgane. 

Dem Terrorismus murs mit rechtsstaatlichen Mitteln begegnet 
werden. Jedes Abweichen vom rechtsstaatlichem Wege ist im 
Sinne der Terroristen, die gerade hoffen, der Rechtsstaat werde 
sich durch seine Reaktionen selbst aushöhlen. 

F.D.P. - ANWALT FÜR MEHR DEMOKRATIE 

Die F .D.P. setzt sich für mehr Demokratie in dieser Stadt ein. 
Die Mitbestimmungs-, Mitentscheidungs- und Mitwirkungsrechte 
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der Biirger sind deshalb zu stärken und auszuhauen. Die Biirger 
müssen zur Wahrnehmung dieser Rechte ermutigt wbrden. Ange­
sichts wirtschaftlicher Schwierigkeiten und einer um sich grei­
fenden politischen Uherwachungspraxis wächst die Gefahr von 
Staatsverdrossenheit gerade hei der jungen Generation. Die 
F.D.P. tritt für eine rechtzeitige und umfassende Biirgerheteili­
gung ein, um die Demokrat.ie in unserer Stadt zu festigen und 
auszuhauen. Demokratische Kontrolle verlangt eine klare Ah­
grenzung der Zuständigkeiten. Die F .D.P. setzt sich für eine Re­
form der Berl iner Verwaltung ein, damit sie überschauberer, 
kontrollierbarer und darnit endlich bürgernah wird. Die Zwangs­
koalition bei der Bildung der Bezirksämter ist abzuschaffen. 

F.D P.-GARANT FUR DIE GLEICHHEIT 
DER LEBENSCHANCEI'\! 

Die F .D.P. setzt sich dafiir ein, daß alle Bürger dieser Stadt 
unabhängig von ihrer Nationalität, ihrer Hautfarbe, ihres religi­
ösen oder weltanschaulichen Bekenntnisses, ihrem Wohnort, 
ihrem Geschlecht, ihrer sexuellen Orientierung und ihrem Alter 
gleiche Lebenschancen haben. Die sozialen Grundrechte auf 
Bildung und Arbeit müssen für jedermann in gleicher Weise gä 
ten auch und gerade für unsere ausli'ind ischen Mitbürger. Jede 
Generation bedarf des Engagements für ihre Lebenschancen: 
Die F.D.P. tritt dafür ein, daß in Berlin die Bedürfnisse der Kin­
der bei Verkehrs- und Bauplanungen stärker berücksichtigt wer­
den; sie setzt sich dafür ein, daß alle jungen Bürger einen Ar­
beits- oder Aushildungsplatz erhalten; die F.D.P. fordert die voi­
le Einbeziehung der älteren Mitbürger in alle Lebensbereiche der 
Gesellschaft und vertritt eine Familienpolitik, die die Integra­
tion von Familien und Teilfamilien in ihr soziales Umfeld för­
dert. 

F.D.P. - FÜRSPRECHER FÜR MEHR LEBENSQUALITÄT 

Die Lebensqualiti-Jt gilt es in allen Bereichen des menschlichen 
Zusammenlebens der Stadt zu verbessern. Dabei setzt sich die 
F.D.P. ein hjr bedürfnisgerechte Wohn- und Wohnumfeldbedin­
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gungen, für mehr und attraktivere Möglichkeiten der Freizeitge­
·~T3!tunq. Die wlrl<;cha+tlichen Probleme dieser Stadt sind nicht 
auf Kosten hurnaner Umweltbedingungen zu lösen. Das soziale 
Grundrecht auf einen Arbeitsplatz ist dabei für die Liberalen ei­
ne Se!bstverständlichkeit. Dennoch darf sich die Politik zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen durch I ndustrieansiedlung nie ver­
selbständigen. Sie muß immer im Zusammenhang mit der Her­
stellung humaner Arbeitsbedingungen und der Schaffung um­
weltfreu nd I icher Produ ktionen gesehen werden. I ndustrieansied­
lung ist auch nicht die einzige Chance zur Schaffung von Ar­
beitsplätzen. Die F. D.P. tritt dafür ein, daß neben der I ndustrie­
ansiedlung auch der Dienstleistungs- und Forschungsbereich in 
Berlin verstärkt gefördert wird. 

F .D.P. MOTOR DER FRIEDENS- UND 
ENTSPANNUNGSPOLITI K 

Für die F .D.P. ist aktive Politik für Berlin zuerst eine Fort­
setzung der Politik der Entspannung und der Friedenssicherung. 
Für diese Politik ist Berlin der Prüfstand für die Beziehungen 
zwischen Ost und West. Für die F.D.P. ist die Anerkennung des 
Viermächte-Abkommens und die darin festgelegte Einbeziehung 
von Berlin (West) in das Rechts-, Wirtschafts-, Finanz- und Ge­
seilschaftssystem der Bundesrepublik Deutschland die Grundla­
ge ihrer Berlinpolitik. 

Die Einbindung von Berlin (West) in die Europäischen Ge­
meinschaft unter Berücksichtigung der alliierten Positionen und 
die indirekte Teilnahme an den Wahlen zum Europäischen Par­
lament ist eine logische Fortsetzung der schon vor Abschluß des 
Viermächte-Abkomme ns bestehenden po I it ischen Real itäten. 
Die Zugehörigkeit von Berlin (West) zur Europäischen Gemein­
schaft provoziert niemanden, sondern trägt wesentlich zur poli­
tischen Sicherung dieser Stadt bei. 
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F.D.P. PARTEI DER LIBERALEN 

Die Berliner F.D.P. orientiert ihre praktische Politik an den 
Grundwerten Bürgerfreiheit, Rechtsstaatlichkeit, Oemokrati 
sierung, Gleichheit der Lebenschancen und Lebensqual ität. Da 
ran messen die Liberalen ihre Vorschläge zur Verbesserung der 
sozialen, wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse in Berlln. 
Sie erteilen damit sowohl utopischen Träumereien als auch blos 
sem Krisenmanagement eine klare Absage. 

F.D.P. - INITIATIVEN IN DER RICHTIGEN HAND 
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Au r~en; Sicherheit der Stadt 

Ausgangspunkte: 

Liberale orientieren sich bei der Bewahrung der äußeren 
Sicherheit der Stadt an den Grundsätzen der Friedens- und Ent­
spannungspolitik. Auf der Grundlage des Viermächte-Abkom­
rnens müssen bestehende Verträge von beiden Seiten korrekt 
eingehalten werden. Neue Verträge müssen abgeschlossen wer­
den, urn die Freizügigkeit für die Bürger dieser Stadt stetig zu 
verbessern. 

These 1 

Berlin (West) gehört zum Rechts-, Wirtschafts-, Gesellschafts­
und Finanzsystem der Bundesrepublik Deutschland. Diese Bin­
dungen durch das Viermächte-Abkommen bestätigt sind die 
unverzichtbaren Voraussetzungen fUr die Lebensfähigkeit dieser 
Stadt. Die F .D.P. tritt für die Weiterentwicklung dieser Bindun­
gen ein. Sie berücksichtigt dabei, daß Berlin - entsprechend der 
Ubereinkunft der Vier Mächte so wie bisher kein konstitutiver 
Teil der Bundesrepublik ist, auch weiterhin nicht von ihr regien 
wird, sondern nur unter der obersten Gewalt der alliierten 
Schutzmächte steht. Entscheidungen für Berlin müssen rechtlich 
rnöglich, sachlich sinnvoll und politisch zweckrnär~ig sein. 

These 2 

Politik für Berlin ist zuerst eine Politik der Entspannung und 
Friedenssicherung. Berlin ist für Ost und West gleichermar~en 
Prüfstein dieser Politik. Berlin bildet im Zentrum Europas auch 
einen Mar~stab für die I<ooperationsbereitschaft und Koopera· 
tionsfähigkeit zweier unterschiedlicher Gesellschaftssysteme. 

These 3 

Aktive Berlin-Politik bedeutet inbeirrte Fortsetzung der Ver­
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tragspolitik mit der östlichen Seite, die von den westalliierten 
Schutzmächten, von der Bundesregierung und vom Senat ge­
meinsam getragen wird. 

These 4 

Die Zugehörigkeit von Berlin (West) zur Europäischen Gemein­
schaft, in die Berlin (West) durch die Mitgliedschaft der Bun­
desrepublik einbezogen ist, darf nicht angetastet werden. Berlin 
(West) muß, soweit nicht Vorbehalte der Westmächte entgegen­
stehen, an der Entwicklung der Europäischen Gemeinschaft voll 
teilhaben. 

These 5 

Die bisherige Vertragspolitik hat für Berlin entscheidende 
praktische und rechtliche Verbesserungen gebracht: 
- Sicherung der Zufahrtswege 

Zugang nach Ost-Berlin und in die DDR 
Telefonverbindungen zwischen Ost und West 

- Außenvertretung von Berlin (West) durch die Bundesrepublik 
Diese Fortschritte zu verschweigen, die Problemseite der Ver­
tragspolitik dagegen einseitig zu betonen, diskreditiert und ge­
fährdet die Intentionen und Möglichkeiten der Verträge und 
Abkommen. 

These 6 

Weitere positive Entwicklungen sind nur möglich, wenn alle Be­
teiligten darauf verzichten, eine Politik bis an die Grenzen der 
Belastbarkeit des Vertragssystems zu betreiben. Notwendig ist 
eine vertrauenbildende Politik, die gekennzeichnet ist durch ge­
genseitige Beachtung der Zwänge und Empfindlichkeiten der je­
weils anderen Seite. 
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F .D.P. - Wir verbessern die Attraktivität der Stadt 
für ihre Bürger 

Ausgangspunkte: 

Zur Steigerung der Attraktivität Berlins für seine Bürger sind 
insbesondere folgende Forderungen zu verwirklichen: 
- bürgernahe Kulturpolitik 
- Entwicklung einer Konzeption für die I ntegration von Wohn-

und Arbeitsbereichen, den Abbau ungleicher Lebensbedin­
gungen und den Vorrang für den öffentlichen Nahverkehr 
umweltfreundliche und umweltschonende Lebensbedingun­
gen 

- die Beteiligung des Bürgers an der Verwaltung und der Stadt· 
planung 
vorausschauende Gesundheitsvorsorge und eine qualifizierte 
Versorgung im Krankheitsfall 
Freizeitangebote bei einem größtmöglichen I nteressenaus­
gleich tür alle Altersgruppen 

Der Bürger und die Verwaltung 

These 1 

Das liberale Prinzip des Vorrangs des Einzelnen vor den Institu 
tionen gilt auch für das Verhältnis des Bürgers zum demokrati· 
sehen Staat und zur Verwaltung. Daraus folgt, daß jede Ein 
schränkung der Freiheit des Einzelnen zugunsten des Staates 
und der Verwaltung der Begründung bedarf und nicht umge­
kehrt. Der Bereich eigenverantwortlicher Lebensgestaltung muß 
auch im Sozialstaat erhalten bleiben. 

These 2 

Nach der Verfassung geht die Staatsgewalt von den Bürgern aus. 
Die Parlamente haben deshalb die Ziele der politischen Planung 
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festzulegen und nicht diese Aufgabe der Exekutive oder den 
Gerichten zu überlassen. Zur Wahrnehmu ng dieser Funktionen 
bedürfen die Parlamente einer starken Stellung gegenüber der 
Exekutive. Zugleich müssen die Parlamente ihre Tätigkeit stär­
ker offenlegen, um dem Bürger eine wirksame Kontrolle seiner 
Abgeordneten zu ermögl ichen. Regierung und Verwaltung ha­
ben ihre Arbeit transparenter zu gestalten. 

These 3 

Die Verwaltung muß verpflichtet werden, gemeinsam mit den 
Bürger und nicht über deren Köpfe hinweg zu planen. Darüber 
hinaus setzen sich die Liberalen für die Einführung der Ver 
bandsklage in geeigneten Fällen ein. 

These 4 

Aufgabe der Verwaltung ist es, für den Bürger da zu sein. Die 
Anliegen der Bürger müssen schneller bearbeitet werden, be­
hördliche Bescheide müssen verständlich sein. Der Bürger hat 
einen Anspruch auf Beratung über seine Rechte. Die Beratung 
der Bürger über ihre Rechte im Einzelfall und die Information 
über Pläne der Verwaltung sind auszubauen. Abendsprechstun­
den, Informationszentren auch außerhalb der Rathäuser, Bür­
gerfragestunden in BVV-Sitzu ngen sowie Sprechstu nden der 
politisch verantwortlichen Verwaitungsspitzen schaffen die not­
wendigen Bürgerkontakte. Die Aus und Fortbildung für den öf­
fentlichen Dienst muß den Aspekt der Bürgernähe stärker be­
rücksichtigen. 

These 5 

Echte Bürgerbeteiligung setzt die klare Abgrenzung von Zustän­
digkeiten und Verantwortung voraus. Die Zuständigkeiten von 
Bezirksverwaltungen und Hauptverwaltung sind deshalb neu zu 
ordnen. Die bisherige Regelung des Bezirksverwaltungsgesetzes, 
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die eine Zusammensetzung des Bezirksamtes nach dem Stärke­
verhältnis der Fraktionen vorschreibt, ist ersatzlos zu streichen. 
Die jetzige Vorschrift führt zwangsläufig zur Bildung von "Gros­
sen Koalitionen" in den Bezirksämtern und damit zu einer un­
vermeidbaren Verschleierung der politischen Verantwortlichkeit 
für Entscheidungen des Bezirksamtes. Darüber hinaus wird die 
bestehende Regelung auch nicht der Aufgabe gerecht, das Be­
zirksamt durch eine starke und arbeitsfähige Opposition inner­
halb der Bezirksverordnetenversammlung zu kontrollieren. In 
kommunalen Angelegenheiten sind die Möglichkeiten des Bür­
gerbegeh rens und Bü rgerentscheides ei nzu richten. 

These 6 

Leistungswille und Kostenbewußtsein der Verwaltungen müssen 
gestärkt werden. Das bedeutet Änderungen in der Organisations­
struktur der Behörden, in der Auswahl ihrer Mitarbeiter und im 
öffentlichen 0 ienstrech t. 
Bei der Auswahl und Beförderung der Mitarbeiter muß das Lei­
stungsprinzip stärker betont werden. Das öffentliche Dienst­
recht muß flexibler werden, etwa durch verstärkte Durchlässig­
keit zwischen den Laufbahnen. Die Bezahlung muß sich an der 
Funktion orientieren und die erbrachte Leistung stärker berück­
sichtigen. Das Dienstrecht aller im öffentlichen Dienst Beschäf­
tigten ist funktionsgerecht fortzuentwickeln. Die Zahl der Mit­
arbeiter im öffentlichen Dienst darf nur dort vermehrt werden, 
wo durch zusätzliche Aufgaben ein neuer Bedarf entsteht. Die 
Stellung des Rechnungshofs ist weiter zu stärken. Beanstandun­
gen des Rechnungshofs sind unverzüglich zu prüfen und auszu­
räumen. 

These 7 

Demokratische Willensbildung erfordert die Möglichkeit politi­
scher Betätigung in den Parteien und Verbänden, aber auch da­
rüber hinaus. Bürgerinitiativen dürfen nicht als Störenfriede ver­
unglimpft werden, sondern müssen Gesprächspartner finden. 
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Die F.D.P. bejaht das Engagement von Bürgern in Bürgerinitia­
tiven sowie eine verantwortl iche M itbeteil igu ng der Bürger. 
Nach diesem Dialog zwischen Bürgerinitiativen und Parteien, 
der im vorparlamentarischen Raum und in den Ausschüssen der 
Bezirksverordnetenversammlungen oder auch des Abgeordne­
tenhauses stattfindet, haben die von der Verfassung vorgesehe­
nen Organe die Entscheidungen zu treffen und politisch zu ver­
antworten. 

Der Bürger und die Justiz 

These 1 

Die Möglichkeit zur Wahrnehmung gleicher Chancen im Rechts­
leben muß verbessert werden. Deshalb ist das Angebot kostenlo­
ser Rechtsberatung auch durch freie Träger für Bürger mit ge­
ringem Einkommen zu erweitern. Diese Rechtsberatung sollte in 
größerem Maße als bisher durch Rechtsanwälte erfolgen. 

These 2 

Auch für die Justiz gilt das Gebot der Bürgerfreundlichkeit. Die­
sem Ziele dienen die rechtzeitige und verständliche Unterrich 
tung der Bürger über ihre Rechte im Verfahren und die Einflih­
ru ng arbeitneh merfreu ndl icher Sprechstu ndenzeiten, i nsbeson­
dere der Rechtsantragsstellen. 

Der Bürger und die Umwelt 

These 1 

Die politische Insellage der Großstadt Berlin verlangt einen be­
sonders sorgfältigen Umgang mit der natürlichen Umwelt. Nur 
eine verantwortungsvolle Umweltpolitik schafft für künftige Ge­
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nerationen eine ausreichende Lebensgrundlage. Eingriffe in un­
seren stark belasteten Berliner Natur- und Landschaftshaushalt 
dürfen nur in begründeten Ausnahmefällen und nach öffentli­
cher Erörterung vorgenommen werden. 

These 2 

Grund- und Oberflächenwasser Belins sind schützenswerte 
Ressourcen. Die ständige Verringerung des Grundwasserreser­
voirs, erfordert eine radikale Abkehr von umfangreichen Grund­
wasserabsenkungen, insbesondere für Bauvorhaben, und von der 
in den Bezirken vorangetriebenen Bodenversiegelung. 

These 3 

Der ständigen Zunahme der Verschmutzung der Berl iner Gewäs­
ser und der Zufuhr von Nährstoffen ist Einhalt zu gebieten. 
Durch geeignete Maßnahmen muß endlich eine nachhaltige Ver­
besserung der Wasserqualität, auch unter Einbeziehung der 
DDR, erreicht werden. 

These 4 

Die Notwendigkeit sorgsamsten Umgangs mit den natürlichen 
Ressourcen erfordern eine Wieder- und Weiterverwertung von 
Abfallstoffen (Recycling) anstelle der noch weitgehend üblichen 
Abfallbeseitigung als Vernichtung von potentiellen Rohstoffen. 

These 5 

Die enge Verflechtung von Wohn- und I ndustriegebieten erfor­
dert besondere Anstrengu ngen auf dem Gebiet des Umwelt­
schutzes. Insbesondere ist in Gebieten, die durch hohen Haus­
brandanteil extrem stark umweltbelastet sind, der Ausbau der 
Fernheizung voranzutreiben. Dem Verkehrs- und Industrielärm 
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ist durch die Förderung der Entwicklung von geräuscharmen 
Fahrzeugen und Maschinen entgegenzuwirken. Im Bereich des 
Lärmschutzes ist eine stärkere Uberwachung der Einhaltung be­
stehender Normen und Vorschriften geboten. 

These 6 

Ein Beauftragter für Natur- und Umweltschutz beim Abgeord­
netenhaus soll dem Bürger helfen, Einwände gegen Veränderun­
gen seiner Umwelt rechtzeitig an die Verwaltungen heranzutra­
gen und Mißstände abzutragen. Die F.D.P. fordert diesen "Bür 
gerbeauftragten" als Anwalt von Bürgereinwänden und -wün­
schen, um Ungewißheit und Unsicherheit im Hinblick auf Pla­
nungen der Verwaltungen und größerer öffentlicher Bauvorha­
ben zu vermeiden. 

Urbanes Wohnen 

These 1 

Die Lebensbedingungen unserer Stadt, die durch ihre Wohnver 
hältnisse wesentlich mitgeprägt werden, sind durch eine Quali­
tätssteigerung der Wohnungen und der Wohnumwelt erheblich 
zu verbessern. Besonderer Wert sollte dabei auf kinderfreund­
liehe Wohnungen und auf Integrationsmöglichkeiten für Fami­
lien und Teilfamilien mit Kindern gelegt werden. 

These 2 

Der Wohnungsmarkt ist flexibler den unterschiedlichen und 
wechselnden Bedürfnissen der Bürger unter Berücksichtigung 
der Bevölkerungsentwicklung anzupassen. Es sind Regelungen 
zu schaffen, die es einem Mieter ermöglichen, den Umzug in ei­
ne ihm passende Wohnung zu erleichtern. Das gilt insbesondere 
für den Wechsel aus einer zu großen in eine kleinere Wohnung. 

13 



These 3 

Die Albaumodernisierung und -sanierung ist als ein Schwer­
punkt und eine vordingliche Aufgabe der Berliner Wohnungs­
politik anzusehen, da es in Berlin mehr Altbauten und unzurei­
chend ausgestattete Wohnungen ohne Bad, Innentoilette oder 
Sammelheizung als in anderen vergleichbaren Ballungsgebieten 
gibt. Diese Politik ist vorrangig für die Bezirke, in denen eine 
Ballung von schlechtem Altbaubestand, geringer Infrastruktur 
und sozial benachteiligten Bevölkerungsschichten vorliegt. Da­
bei gilt es, Ausgewogenheit zwischen sich erheblich abschwä­
chender Neubautätigkeit und einer echten Alternative der ver­
stärkten Wohnungsmodernisierung herzustellen. Die Durchfüh­
rung der Altbaumodernisierung und der Stadterneuerung ist 
durch Abbau bürokratischer Hemmnisse zu beschleunigen. Die 
Betroffenen müssen ein weitreichendes Mitspracherecht erhal­
ten. Ziel der Sanierung, Modernisierung und Neubautätigkeit 
ist die Schaffung bedürfnisgerechter Wohnbedingungen für den 
Bürger der Stadt. Durch qualifizierte Architektur und städte­
bauliche Planung sind die Voraussetzungen für humaneres Woh­
nen und die Staltung des Stadtbildes zu verbessern. 

These 4 

Die F.D.P. fordert, daß in bestehenden Neubaugebieten der 
Stadt Einkaufsmöglichkeiten, Dienstleistungsangebote und kul­
turelle Einrichtungen in ausreichender Zahl zur Verfügung ge­
steilt werden. Damit soll den Neubaugebieten der Stadt der Cha­
rakter von Schlafstädten genommen und urbanes Leben geschaf­
fen werden. 

These 5 

Der Miet- und Kostenentwicklung im sozialen und steuerbegün­
stigten Wohnungsbau ist aus sozialen und ökonomischen Grün­
den Einhalt zu gebieten. Das gegenwärtige System der Baufinan­
zierung (Objektförderung) stellt eine unzumutbare Belastung 
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des Steuerzahlers dar. Die F .D.P. fordert daher den Abgang von 
diesem System zu einer Förderung, die auf die individuellen Be­
lange des einzelnen Mieters abstellt (Subjektförderung) und zu 
niedrigeren Baukosten führt. Das bestehende System der Baufi­
nanzierung ist nicht geeignet, den Bauherren einen Anreiz zu 
schaffen, so preiswert wie möglich zu bauen, sondern führt im 
Gegenteil dazu, daß die höchstzulässige Kostenmiete von den 
Vermietern voll ausgeschöpft wird. Bei Aufrechterhaltung des 
jetzigen Finanzierungssystems werden die Mieten künftig von 
vielen Bürgern nicht mehr aufzubringen sein, Räumungsklagen 
und leerstehende Wohnungen wären die Folgen. 

These 6 

Zum urbanen Wohnen gehört auch der Anspruch auf eine ge­
sicherte und preislich angemessene Wohnung. Die F.D.P. setzt 
sich deshalb für die Verlängerung der Mietpreisbindung über den 
31.12.1980 in Berlin ein. Darüber hinaus soll der Erwerb von 
Wohnungseigentum durch staatlich geförderte Finanzierungs­
hilfen weiter gefördert werden. Durch Wohnungseigentumsmaß­
nahmen dürfen kaufu nwill ige Mieter nicht benachteil igt werden. 

These 7 

Im Bereich der öffentlichen Wohnungsbaugesellschaften und der 
von den Bezirksämtern verwalteten Wohnungen ist eine Mieter­
mitbest immu ng elllZU richten. Demokratisch geb i Idete M ieterver­
treten erhalten 

das Recht auf Mitsprache bei der Veränderung der Wohnanla­
ge 

- das Recht auf Mitbestimmung bei der Festlegung von Haus­
ordnung und einheitlichem Mietvertrag, bei der Kündigung 
von Mietern und der Gestaltung der Wohnanlage und der Ge­
mei nschaftseinrichtu ngen. 
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These 8 

Die F.D.P. setzt sich dafür ein, daß die gesetzlichen Regelungen 
weiter vereinfacht werden, durch die neuen Formen des Wohn­
erwerbs - zum Beispiel durch Genossenschaften, denen die Mie­
ter eines Hauses angehören gefördert werden. Dies gilt vor al­
lem bei Altbauten, die durch die Selbsthilfe der Mieter wirt­
schaftlich modernisiert werden können. Auf diese Weise können 
auch solche Mieter zu Wohnungseigentum gelangen, für die der 
Kauf von Eigentumswohnungen nicht erschwinglich ist. Bei der 
Durchführung dieser Eigentumsmaßnahmen müssen die gemein­
nützigen Wohnungsträger vorrangig eingesetzt werden. 

These 9 

Nur durch die enge Beziehung der Bürger zu ihrem Wohnumfeld 
und zu ihrer städtischen Umgebung kann die Voraussetzung für 
eine aktive Beteiligung der Bürger an der Entwicklung ihres 
städtischen Umfeldes geschaffen werden. Stadtplanung hat da­
her ungeachtet der Erfordernisse übergreifender Planung und 
Koordination - grundsätzlich auf der lokalen Ebene anzusetzen. 

Der "Kiez", das "Stadtquartier" als unmittelbarer Erlebnisbe­
reich des einzelnen Bürgers sind Planungseinheiten, die noch 
überschaubar und für die Mitwirkung der Bürger an der physi­
schen und funktionalen Gestaltung am ehesten geeignet sind. 

Die F.D.P. fordert für die Berliner Bezirke Stadtteilentwick­
lungspläne. 

Bei der Eingrenzung der Stadtteile, die nicht an Bezirksgrenzen 
gebunden sind, sind Bevölkerungsstruktur, Stadtgestalt, Stadt­
teilfunktion im gesamtstädtischen Raum sowie stadt(teil)ge­
schichtliehe Gesichtspunkte zu berücksichtigen. Bei bezirksüber­
greifenden Stadtteilen sind die beteiligten Bezirksämter zur Zu 
sammenarbeit zu verpfl ichten. Die Beschlußfassung über Stadt­
teilentwicklungspläne obliegt den Bezirksverordnetenversamm­
lungen. 
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Bürgerfreundliche Verkehrsplanung 

These 1 

Die Berliner Verkehrsplanung hat sich an den Bedürfnissen aller 
Bürger zu orientieren. Die frühere Bevorzugung des I ndividual­
verkehrs ist künftig durch eine qualitative und quantitative Ver 
besserung des öffentlichen Personennahverkehrs und durch eine 
fußgängerfreundliche Verkehrs- und Baupolitik auszugleichen. 

These 2 

Die tradil ionelle Planung für den weiteren innerstadtischen Au 
tobahn- und Durchgangsstraßenbau ist bürgertreundlich. dCls 
heir~t, in seiner Auswirkung auf Wohnumfeld und StCldtstruktur, 
zu überprüfen. Neue Baumaßnahmen dürfen vor dem Abschluß 
der Überprüfung nicht begonnen werden. Dabei ist von folgen 
den G ru ndsatzen auszugehen: 
~ Autobahn- und Durchgangsstrar~enbau soll nur dort erfolgen, 

wo er zur Bewältigung des Straßenverkehrs zwingend erfor 
derl ich ist 
Autobahn- und Durchgangsstraßenbau darf nur dClnn vorge­
nommen werden, wenn eine wesentliche Entlastung der 
Wohngebiete erreicht wird 

- kurze Fahrzeitbeschleunigungen für den Individualverkehr al 
lein rechtfertigen keinen Autobahn- und Durchgangsstraßen­
bau 
innerstadtsiehe Wohn- und Erholungsgebiete dürfen nicht 
durch weiteren Autobahn- und Durchgangsstraßenbau zer­
stört werden 

- Forsten und Grünanlagen dürfen nicht durch Autobahn- und 
Durchgangsstraßenbau in ihrem Erholungs- und Umweltwert 
zerstört werden 
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These 3 

Wohngebiete sind vom Durchgangsverkehr freizuhalten. Huma­
nes Wohnen hat höheren Wert als schnelles Fahren. Deswegen 
sollen in den dichtbesiedelten Stadtteilen Berlins mehr verkehrs­
beruhigte Gebiete angelegt werden, vor allem durch Schließung 
von Straßen in Wohngebieten. Die Anwohner sind frühzeitig 
durch Bekanntgabe der Planung in die Gestaltung des Straßen­
raums einzubeziehen. Dabei sind ausreichend öffentliche Mittel 
für bauliche Maßnahmen und fachliche Beratung zur Verfügung 
zu stellen. 

These 4 

Dem Burger soll auch als Fußgänger mehr Platz gemacht wer­
den. Das gilt für die Innenstadt ebenso wie für die Wege in Frei­
zeitgebieten. Deswegen fordert die F .D.P., daß mit der zuneh­
menden Zerstörung der Fuß- und Radwege durch Parkplätze 
Schluß gemacht wird. Deswegen fordert die F .D.P., daß ver­
mehrt natürliche, unbefestigte Uferwanderwege angelegt werden 
und diese durch öffentliche Verkehrsmittel erreicht werden 
können. 

These 5 

Die F .D.P. fordert eine I\leukonzeption für die Radwege. Die 
Radfahrer brauchen ein geschlossenes Radwegenetz in Berlin, 
nicht einzelne Strecken ohne Zusammenhang. Dabei muß die 
Sicherheit der Radfahrer an erster Stelle stehen. Die Freizeit­
und Erholungsgebiete Berlins müssen auch von den Innenbezir­
ken durch ein geschlossenes Radwegesystem erreicht werden 
können. Die BVG muß veranlaßt werden, in allen U-Bahnzügen 
Fahrräder zu transportieren. 
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Kulturpolitik für den Bürger 

These 1 

Kulturpolitik ist ein wesentlicher Bestandteil der Gesellschafts­
politik. Der Staat ist zu einer aktiven Kulturförderung ver­
pflichtet, die die Freiheit der Kunst auch auf Bezirksebene ga­
rantiert, die betroffene Bevölkerung beteiligt und die Mitwir­.. kung der künstlerisch Tätigen gewährleistet . 

These 2 

Ziel aktiver Kulturpolitik ist die Bereitstellung vielfältiger Ange­
bote und die Schaffu ng ei ner entwickelten ku Itu rellen I nfra­
struktur. Die kontinuierliche und gleichmäßige kulturelle Ent­
wicklung in allen gesellschaftlichen Bereichen wird gewährlei­
stet durch die gesetzliche Verankerung der staatlichen Kultur­
förderung. Dazu bedarf es eines Kulturtörderungsgesetzes, das 
die Rahmenbedingungen für eine kontinuierliche Kulturent­
wicklungsplanung und für die Orientierung kulturpolitischer 
Maßnahmen an den kulturellen Bedürfnissen der Bürger schafft. 

These 3 

Die vielfältige Berliner Kulturlandschaft muß erhalten und aus­
gebaut werden. Eine bessere Koordinierung von bezirklicher 
und Landeskulturpolitik soll zu einer Ausgewogenheit von zen 
tralen und dezentralen Kulturangeboten führen. Kulturelle Akti­
vitäten, die die Einbeziehung der gesellschaftlichen Gruppen ge­
währleisten, die bisher am kulturellen Leben nicht beteiligt sind, 
und freie Gruppen müssen über das bisher Erreichte hinaus un­
terstützt werden. Finanzielle Mittel sollen nicht auf einzelne 
Kulturinstitutionen konzentriert werden. Kommunale Kultur­
politik soll in den Künstlern ihre Partner sehen. 
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These 4 

Die Forderung nach aktiver Teilhabe aller Bürger am kulturellen 
Leben macht eine stärkere Berücksichtigung der Vermittlung 
notwendig. Kultur- und Bildungseinrichtungen müssen stärker 
als bisher kooperieren. Alle entsprechenden Anstrengungen im 
schulischen und außerschulischen Bereich und in der Erwachse­
nenbildung sollen auch durch die Mitwirkung von Künstlern un­
terstützt werden. Im Freizeitbereich muß der Staat besonders da 
tätig werden, wo es keine Marktchancen für kulturelle Angebote 
gibt, die zur Verwirklichung und Selbstbestimmung der Men­
schen beitragen. 

These 5 

Gegenüber den herkömml ichen Formen der Kunstförderung 
kommt dem Bereich der Kunst und Umweltgestaltung eine ver­
stärkte Bedeutung zu. Mehr als bisher müssen Künstler für Fra­
gen der Stadtbildpflege, Kunst im öffentlichen Raum und der 
Stadtteilarbeit herangezogen werden. 

These 6 

Die kulturelle Attraktivität Berlins wird besonders durch den 
Kulturaustausch gefördert. Der Kulturaustausch darf sich nicht 
unabhängig von den gewachsenen kulturellen Aktivitäten Ber­
lins entwickeln. Der Kulturaustausch darf nicht überwiegend zu 
einem Mittel der politischen Repräsentation werden; vielmehr 
liegt sein Kern im Kontakt und der Begegnung der Künstler und 
der Bevölkerung unterschiedlicher Gemeinwesen. Dies muß bei 
der Planung dieser Begegnung angemessen berücksichtigt wer­
den. 

These 7 

Auch in der Künstlerausbildung muß eine Offnung zu den Prob­
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lernen der Gesellschaft hin vollzogen werden. Regelstudienzei­
ten sind auch für die künstlerische Ausbildung nicht geeignet 
Neue Studienabschlüsse müssen zunächst auf ihre arbeitsmarkt· 
politische Bedeutung geprüft und mit emer entsprechenden Aus 
bildung verbunden werden. 

These 8 

., 	 Aufgrund der besonderen Schwierigkeiten für Klmstler, den 
Übergang in den Beruf zu finrlen, ist der Staat verpfl ichtet, 
Starthilfen bereitzustellen. Für Künstler aller Sparten müssen 
verstärkt Arbeitsräume und Ar'beitsmittel zur Verfügung gestellt 
werden, um strukturelle Verbesser'ungen zu schaffen, die den 
Zugang zur beruflichen Kunstausübung erleichtern. 

Bürgernahe Gesundheitspolitik 

These 1 

Zu r A tt raktiviti:it der Stadt gehb rt eine we itgefilcherte Gesu nd 
heitsvorsorge und die bestmögliche Krankenversorgung im sta· 
tionären und ambulanten Bereich. Dalu ist es erforderlich, die 
Stellung des Hausarztes zu stärken, die strenge Trennung zwi· 
sehen ambulantem und stationärem Bereich abzubauen und 
auch im Krankenhaus den Grundsatz der freien Arztwahl zu 
verwirklichen. 

These 2 

Die F.D.P. fordert eine durchgehende Gesundheitserziehung in 
Kindergarten, Schule und Betrieb als wichtigste Voraussetzung 
für eine sinnvolle Gesundheitsvorsorge. Die Gesundheitsvorsor· 
ge in den Einrichwngen des äffentl lehen GesundheiTSdienstes 
ist zu verstärken und auszubauen ungeachtet der Vorsorgeauf. 
gaben in den ärztlichen Praxen. 
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These 3 

Die ärztliche Grundversorgung mur~ durch hierfür speziell ausge­

bildete Hausärzte (Allgemeinärzte) wahrgenommen werden. 

Weiterhin unterstützt die F .D.P. die fachübergreifende Gemein­

schaftspraxis als besonders leistungsfähige und wirtschaftliche ;,. 


Form ärztlicher Berufsausübung. Ein modifiziertes Belegarztsy­

stem an den Krankenhäusern der Grundversorgung soll an die 

Stelle der heutigen Belegarzttätigkeit treten. Entsprechende Mo­

dellversuche sind zu fördern. 


These 4 

Die Qualität der klinischen Versorgung ist zu verbessern. Dazu 
gehört die Beteiligung der Krankenhausfachärzte an der ambu 
lanten kassenärztlichen Versorgung und der Übergang vom 
Chefarztprinzip zum Kollegialsystem. Die partnerschaftliche Zu­
sammenarbeit zwischen ä rztl ichen und nichtärzt lichen Beru fs­
gruppen im Krankenhaus ist zu verbessern. Die Krankenhausmo­
dernisierung und -planung muß die Verbesserung der medizini­
schen Versorgung der Bürger zum Ziel haben. Sie muß den Zu­
sammenhang mit der niedergefassenen Ärzteschaft und dem öf­
fentlichen Gesundheitsdienst herstellen. Die Planung darf sich 
nicht an Bezirksgrenzen oder am Proporz zwischen den Kran· 
kenhau strägern 0 rientieren. 

These 5 

Die Hauskrankenpflege und Hauspflege sind zügig und bedarfs­
deckend einzurichten, auszubauen und durch soziale sowie be­
ratenden Dienste zu ergänzen (Sozialstationen). Außerdem müs­
sen ausreichend Rehabilitationseinrichtungen (z.B. Tagesklini­
ken) und Krankenheime geschaffen werden. Nur so kann die ge­
plante Bettenreduzierung verantwortet werden. 
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These 6 

Kranke Menschen haben Anspruch, von verantwortungsvollen 
und gut ausgebildeten Krankenpflegern und Schwestern betreut 
zu werden. Deshalb muß die Aus- und Weiterbildung des Kran 
kenpflegepersonals und der anderen Medizinalfachberufe mehr 
als bisher praxisbezogen sein. Sie ist unbeschadet der Länder­
kompetenzen bundeseinheitlich neu zu ordnen und den 
Grundsätzen der Europäischen Gemeinschaft anzugleichen. 

These 7 

Die Refornl der psychiatrischen Versorgung ist vorrangig. Dies 
setzt eine bürgernahe Versorgung und Rehabilitation voraus, wie 
sie in Berlin besser möglich ist als anderswo. Die Allgemeinkran­
kenhäuser sind soweit wie möglich. durch Einrichtung psychia­
trischer Abteilungen in die Versorgung psychisch Kranker einzu­
beziehen. Der Zunahme von Verhaltensstörungen bei Kindern 
ist durch Schaffung und Ausbau besonderer Einrichtungen, die 
eine familienbezogene Behandlung durchführen, Rechnung zu 
tragen. Die Forschung in diesem Bereich sollte vor allem der 
Verhütung und Früherkennung kindlicher Verhaltensstörungen 
dienen. 

These 8 

Zur Bekämpfung des Drogen- und Alkoholmißbrauchs sind drin­
gend notwendige Sofort- und Präventivmaßnahmen weiterzuent­
wickel n und die bei den versch iedenen I nstitutionen laufenden 
Progt'amme verstärkt zu unterstützen. 

These 9 

Behinderungen müssen möglichst frühzeitig erkannt und durch 
geeignete Maßnahmen behandelt und in Grenzen gehalten wer­
den. Deshalb ist eine Untersuchungspflicht für alle Säuglinge 
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und Kleinkinder einzuführen. Sie soll bei dem geringsten Ver­

dacht einer Fehlentwicklung eine sichere Diagnose sowie die 

frühzeitige Behandlung und systematische Elternberatung mög­

lich machen. 

Außerdem sollte endlich auch in Berlin das geplante Diagnose­

und Therapiezentrum in Betrieb genommen werden. 


"" 

These 10 

Krebserkrankungen können erfolgreich nur dann behandelt wer­
den, wenn alle beteiligten Ärzte eng zusammenarbeiten. Deshalb 
fordert die F.D.P. den zügigen Ausbau des Berliner Tumorzen­
trums, das gegebenenfalls auch zu einern Europäischen Tumor­
zentrum erweitert werden kann. 

These 11 

Der Krankenhausaufenthalt muß humaner gestaltet werden. Da­
zu gehört zum Beispiel, daß Rooming-in auf allen Entbindungs­
und Kinderstationen bzw. kliniken praktiziert wird. 

Sport für den Bürger 

These 1 

Die F .D.P. betreibt eine Sportpolitik, einen Ausgleich für den 
beruflich bedingten immer stärker werdenden Bewegungsmangel 
zu schaffen, Zivilisationskrankheiten vorzubeugen sowie soziale 
Beziehungen zwischen den Bürgern aufzubauen und zu pflegen. 
In diesem Rahmen fordert die F.D.P., dem Freizeit- und Brei­
tensport im Rahmen der Sportpolitik Vorrang einzuräumen. 
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These 2 

Die F.D.P. setzt sich dafür ein, die Ziele des Sportförderungsge­
setzes voll auszuschöpfen. Die Vereine und Sportgemeinschaf­
ten sollen in die Lage versetzt werden, den Bürgern in der Nähe 
ihrer Wohnung oder ihres Arbeitsplatzes (Betriebssport) mehr 
noch als bisher ein breit gefächertes Sportangebot zu unterbrei­
ten. Die Übungsleiter in den Sportvereinen müssen entsprechend 
ihrer Ausbildung und den von ihnen wahrgenommenen Aufga­
ben finanziell unterstützt werden. 

These 3 

Der vereinsungebundenen Bevölkerung muß ebenso wie der ver­
einsgebundenen die Nutzung der öffentlichen Sportanlagen er­
möglicht werden. Dazu sind die Programme "Freizeit und Erho­
lung", Kurse der Volkshochschulen sowie freie Sportgemein­
schaften im Rahmen der Gesetze zu fördern. Vereine, die Sport­
angebote für die vereinsungebundene Bevölkerung einschließ­
lich der ausländischen Mitbürger entwickeln, sind hierin beson­
ders zu unterstützen. 

These 4 

Sonderformen des Sports sind im Rahmen der allgemeinen 
Sportorganisation gezielt zu erweitern. Die F.D.P. fordert, daß 
der Betriebssport, der Behindertensport, der Seniorensport, der 
Sport in den Vollzugsanstalten, der Sport für ausländische Mit­
bürger und der Hochschulsport ausgebaut werden. 

These 5 

Die F.D.P. ist der Auffas'>ung, daß sich der Berufssport finan­
ziell selber tragen sol!. Die F .D.P. geht von dem Grundsatz aus, 
daß die betreffenden Vereine ihre wirtschaftliche Unabhängig­
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keit durch ausreichende Eigenfinanzierung sicherstellen. 

Weiterbildung 

These 1 

Die Weiterbiidung im Lande Berlin muß als eigenständiger, vier­
ter Teil des Bildungssystems ausgebaut werden. Die gesetzlichen 
Voraussetzungen dafür wird das von der F.D.P. mit initiierte 
Weiterbildungsgesetz schaffen. Darin vorgesehen sind die Errich­
tung einer Zentralen Informations- und Beratungsstelle, einer 
Pädagogi~;chen Arbeitsstelle und einer Prüfungsstelle. Als zusätz 
liehe Weiterbildungseinrichtung dient die neue Heimvolkshoch­
schule. 

These 2 

Die Arbeitsbedingungen in den Volkshochschulen müssen durch 
eine entsprechende Ausstattung mit Räumen und Lehrmitteln 
sowie die Stärkung der fachlichen Kompetenz und der sozialen 
Absicherung der Dozenten verbessert werden. 

These 3 

Eine besondere Aufgabe im Rahmen der Weiterbildung kommt 
dem Zweiten Bildungsweg zu, der durch den Abbau von Bil­
dungsdefiziten die Chancengleichheit benachteiligter Bürger an­
strebt. Vordringliche Aufgaben in diesem Bereich sind die 
wicklung erwachsenengerechter Lehrpläne und das Bereitstellen 
entsprechender Lernmittel sowie eine Lehrerausbildung zur För­
deru ng ei nes erwachsenengemä ßen Unterrichts. 
Dem Zweiten Bildungsweg kommt besondere Bedeutung zu für 
die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit, die kein Hindernis 
für die erfolgreiche Absolvierung von schulischen Abschlüssen 
sein darf, und die berufliche Weiterqualifizierung neu zugezoge­
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ner Arbeitskräfte. 

These 4 

I nnerhalb des Weiterbildungsbereichs kommt den Musikschulen 
als wesentlichen Trägern der musikalischen Früh- und Fachaus­
bildung eine besondere Rolle zu, die verstärkte finanzielle und 
personelle Au fwendu ngen erforderl ich macht. 

I nnere Sicherheit der Stadt 

Ausgangspu nkte: 

Liberale orientieren sich beim Schutz der inneren Sicherheit 
der Stadt an ihren Grundsätzen der Rechts- und Innenpolitik. 
Das heißt, insbesondere staatliches Handeln in Gesetzgebung 
und Verwaltung auf erforderliche und verhältnismäßige Maß· 
nahmen zu beschränken. Aktuelle Anlässe dürfen nicht zu un­
vernünftigen Reaktionen führen. Polizeiliche Übergriffe und ei­
ne überstürzte Gesetzgebung müssen vermieden, überzogene Ge­
setze wie die Paragraphen 88 a und 130 a, das Kontaktsperre 
gesetz - abgeschaffen werden. N ur der freiheitliche und demo­
kratische Rechtsstaat ist ein starker Staat.Seine Stärke ist nicht 
die Zahl der Verbote, sondern das Maß des Vertrauens, das ihm 
die Bürger entgegenbringen. Nur ein Staat, mit dem sich die Bür­
ger identifizieren können, kann gewährleisten, daß die Freiheit 
der Bürger vor jeder Bedrohung durch einzelne oder durch 
Gruppen gesichert wird. 

These 1 

Die Bekämpfung der Kriminalität ist Aufgabe der Polizei und 
der S trafverfolgu ngsbehörden. Stärker als bisher mu ß deutl ich 
werden, welche gesellschaftlichen Faktoren eine Kriminali­
sierung fördern. Dem ist insbesondere durch familienpolitische 
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und arbeitsmark tpol iti sche Maßnah men entgegenzuwi rken, Be­
sonderer Beachtung bedürfen ferner die Bekämpfung der Wirt­
schaftskriminalität sowie der Umweltkriminalität. Der Staat 
muß Nachteile, die durch kriminelle Gewalttaten entstehen, 
ausgleichen, 

~ 

These 2 

Die F .D.P. lehnt nach wie vor den gezielten tödlichen Schuß, 
die Bewaffnung mit schweren Waffen und Schußwaffenge­
brauch gegen eine Menschenmenge ab, Sie hat ihre Bedenken 
bei der Beratung des Berliner ASOG und des UZwG konkreti­
siert. 

These 3 

Die Polizei muß in die Lage versetzt werden flexibler auf Proble­
me der öffentlichen Sicherheit zu reagieren, Die Ausstattung der 
Berliner Polizei mit "chemical mace" wird abgelehnt. Unifor­
mierte Polizeibeamte sind künftig mit deutlich erkennbaren, auf 
der Uniformjacke anzubringenden Dienstnummern zu versehen. 

These 4 

Die Durchführung der Strofverfahren muß beschleunigt werden. 
Überflüssige Untersuchungshaft sollte durch zusätzliche Ermitt­
lungen von Haftgegengründen durch Gerichtshelfer abgebaut 
werden. 

These 5 

Die Reform des Strafvollzuges ist auf der Grundlage des Straf­
vollzugsgesetzes in funktionsgerecht gegliederten Anstalten (z.B. 
Wohngruppenvollzug) konsequent fortzusetzen. I m Vorder­
grund stehen Ausbildung und Arbeit als Grundlagen für ein 
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straffreies Leben. Daher muß auch die Entgeltregelung so bald 
wie möglich in Kraft gesetzt und weiterhin verbessert werden. 
Das Strafsystem ist zu verbessern, insbesondere Möglichkeiten 
gemeinnütziger Arbeit anstelle kurzer Freiheitsstrafen sind zu 
gewährleisten . 

... 

These 6 

Bei der Bekämpfung des Terrorismus dürfen Gesetzesänderun­
gen nicht 	zum Abbau des Rechtsstaates führen. Insbesondere 
ist den Verteidigern das Recht zu belassen, mit ihren Mandanten 
ohne Überwachung zu sprechen. Neben der Terrorismusbekäm­
pfung müssen die Reformen im Strafvollzug uneingeschränkt 
fortgesetzt werden. 
Die F .D.P. lehnt eine Verschärfung des Melder'echts ab. Die Pri­
vatsphäre muß geachtet werden. 

F.D.P. - Wir sichern die wirtschaftliche Zukunft der Stadt 

Ausgangspu nk te: 

Eine leistungsfähige Wirtschaft ist die Grundlage flJr die Zu­
kunftssicherung Berlins in allen Bereichen. Eine leistungsfähige 
Wirtschaft sichert und schafft Arbeitsplätze und Einkommen, 
stärkt die Finanzkraft des Landes und ermöglicht dadurch die 
Erfüllung staatlicher Aufgaben in sozialen, kulturellen und ande­

t 	 ren Bereichen. 
Für die F .D.P. hat daher eine aktive Wirtschafts- und Beschäfti­
gungspolitik Vorrang in Berlin. 
Die Berl iner Wirtschaft hat unter den schwierigen Bedingungen 
der allgemeinen Wirtschaftskrise der letzten Jahre ihren im re­
gionalen Vergleich hohen Leistungsstand bisher behaupten kön­
nen. Neben den Hilfen nach dem Berlinförderungsgesetz und 
ERP-Krediten war die breitgefächerte Wirtschafts- und insbeson­
dere I ndustriestru ktu r der Stadt da für ei ne G ru nd lage. 
Grundlage der Leistungsfähigkeit auch del- Berliner Wirtschaft 
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bleibt die Steuerung durch Markt und Wettbewerb, aber der 
Wirtschaftsstandort Berlm ist weiterhin durch die besondere po­
Iitischgeografische Lage benachteil igt. 

Die wirtschaftl lehen Problerne der Stadt müssen deshalb unter 
erschwerten Bedingungen gemeistert werden. Dabei stehen m ' 
den nächsten Jahren zwei Grundprobleme im Vordergrund: I} 

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ~ 

Ausbau und teilweise Neuorientierung der Berliner Wirtschaft 1. 
in Richtung auf zukunftsträchtige und wachstumsstarke indu­
strielle Produktionen une! überregionale Dienstleistungen. 

Wirtschaftspol itik 

These 1 

Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit hat Priorität vor anderen 
Aufgaben. Ein sicherer Arbeitsplatz ist für die Mehrzahl der Bür 
ger die Basis für die Wahrnehmung von Grundrechten und für 
die Entfaltung der Lebenschancen. Die Gewährleistung des sozi­
alen Grundrechts auf Arbeit ist deshalb oberste politische Ver­
pflichtung. Dazu gehört auch im öffentlichen Bereich die Aus­
weitung der Angebote für Teilzeitarbeitnehmer. 

These 2 

Die Berliner Industrie braucht Modernisierung der Produktions- -; 
anlagen, eine teilweise Neuorientierung auf wettbewerbsfähigere 1 
Produkte und den Ausbau der Angebotspalette in Richtung auf 1 
zukunftsträchtigere und wachstumsstarke Güter. ~ 

These 3 

Zur Lösung der Arbeitsmarktprobleme, zur Verbesserung der 
Lebensqualität und zur Stärkung der Ausstrahlungskraft ist eine 
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wesentliche Ausweitung des Dienstleistungsangebots mir über­
regionaler Bedeutung nötig. Verstärkungen sind sowohl bei den 
privaten Dienstleistungsunternehmen als auch im Bereich öf 
fentlicher und halböffentlicher Angebote erforderlich. 
Um diese Aufgabe zu bewältigen, muß die regionale Wirtschafts 
politik auf dem Fundament einer stabilen Berlinförderung im 
Rahmen des Berlinförderungsgesetzes und des ERPlnstrumen­
tariums aufbauend eine darüber hinausgehende, das heißt, zu 
sätzliche und gezielte qualitative Förderung verfolgen. Kern­
stück dieser Politik muß eine Innovationsstrategie für Berlin 
sem. 

These 4 

Die Stabilität der Berlinförderung im Rahmen des Berlinförde­
rungsgesetzes ist die notwendige Basis der Berliner Wirtschafts­
politik. Die Stabilität der Grundmerkmale und der Dimensio­
nierung dieser Förderung gewährleistet den dauer'haften und zu 
verlässigen globalen Ausgleich der spezifischen Berl iner Stand­
ortnachteile. Dazu gehört ein stabiles Präferenzgefälle zu ande­
ren Förderungsgebieten. Dieser Grundsatz der Stabilität schlier~t 
Korrekturen, wo aus gesamtwirtschaftl icher Sicht notwendig, 
und Verbesserungen im Detail nicht aus. 

These 5 

Die regionale Wirtschaftspolitik muß eine Strategie qualitativer 
Förderung verfolgen. Kernstück dieser Strategie ist die Mobili 
sierung der Leistungsreserven der Berliner Wirtschaft durch ge­
zielte qualitative und strukturelle Förderungspolitik. Dazu ge­
hören Innovationsprogramme, die durch Beratung, Information 
und Serviceangebote sowie durch gezielte Anreize die Wettbe­
werbsorientierung der Unternehmen stärken, statt sie durch 
neue Kostensubventionen zu schwächen. Eine durchgreifende 
Modernisierung der Produktionsanlagen, eine Neuorientierung 
und Erweiterung der Angebotspalette in Richtung auf wettbe­
werbsfähige, zukunftsträchtige und wachstumsstarke Güter und 
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Dienstleistungen kann durch diese Strategie am besten erreicht 
werden. Die Neuorientierung durch Modernisierung und Innova­
tion ist notwendig, um den sich in den nachsten Jahren noch 
verschärfenden Strukturwandel zu bewältigen. 
Dieser Innovationsschub für die Berliner Wirtschaft ist möglich, 
wenn es gelingt, das breitgefächerte Forschungspotential der 
Stadt für diese wirtschaftliche Aufgabe durch Technologie und 
Innovationsberatung mehr als bisher zu gewinnen und einem 
größeren Teil der Absolventen der Berliner Hochschulen ent­
sprechende Arbeitsmögl ichkeiten in der Berliner Wirtschaft zu 
ersch ließen. 
Zur Sicherung eines qualifizierten Arbeitsplatz· und Lehrstellen­
angebots sind Produktions- und Lehrwerkstätten für Zukunfts­
produkte - beispielsweise der alternativen Energietechnologien ­
zu schaffen, die sich im Mehrheitsbesitz des Landes Berlin befin­
den. 

These 6 

Die Förderung der kleinen und mittleren Unternehmen ist ein 
Schwerpunkt der Berliner Wirtschaftspolitik. Kleine und mittle­
re Unternehmen sind einer"seits in der Berliner Wirtschaft über­
proportional vertreten. Andererseits haben diese Unternehmen 
zum Teil betriebsgrößenspezifische Schwierigkeiten bei der Be­
wältigung des Strukturwandels. Durch gezielte qualitative För­
derung muß deshalb die Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh­
men gestärkt und die Erschlier~ung neuer Märkte durch neue 
Produkte und Produktionsverfahren erleichtert werden. Dazu 
sind insbesondere notwendig: 

Aufbau einer Innovations- und Technologieberatung 
Schaffung einer besonderen Wagnisfinanzierung 
Angebote zur Eigenkapitalfinanzierung und zur Kapitalbe­
teiligung 

- Erleichterung von Unternehmensgründungen 
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These 7 

Für die Sicherung der wirtschaftlichen Zukunft der Stadt bleibt 
eine aktive Wirtschaftspolitik des Senats notwendig. Weniger 
Engagement des Staates würde die Aussichten für die Lösung 
der wirtschaftlichen Probleme nicht verbessern, sondern ver­
schlechtern. 

These 8 

Der weitere Ausbau Berlins als Messe-, Kongreß- und Ausstel­
lungsstadt stärkt die Wirtschaftskraft Berlins und fördert die At­
traktivität. Die volle Ausschöpfung aller vorhandenen Kapazitä­
ten im Bereich des Kongreß- und Ausstellungswesens verbessert 
die kulturelle und wirtschaftliche Lebensfähigkeit der Stadt. 

Energiepolitik 

These 1 

Eine langfristig gesicherte Energieversorgung Berlins ist eine 
Vorbedingung für Wirtschaftswachstum und Sicherung der Ar­
beitsplätze. Gesicherte Energieversorgung und Schutz der Um­
welt sind gleichartige, einander nicht ausschließende Ziele libe­
raler Politik. 

These 2 

Die langfristige Sicherung der Versorgung der Stadt mit elektri­
scher Energie setzt voraus, daß die notwendigen Kraftwerkska­
pazitäten rechtzeitig geplant und errichtet werden. Statt über­
höhte Kraftwerksreserven vorzuhalten, sind Möglichkeiten zu 
prüfen, im Störungsfall nicht lebensnotwendige Stromverbrau­
cher wie Waschmaschinen oder Geschirrspüler durch fre­
quenzgesteuerte Zähler abzuschalten. Bei der Kraftwerkspla­
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nung haben Grundlastwerke, die zur Erweiterung des Fernheiz­
netzes in Berl in beitragen können, Vorrang vor Spitzenlastwer­
ken. Durch Umstellung von zahlreichen Einzelheizungen in den 
umweltmäßig belasteten I nnenstadtbereichen auf umwelt­
freundliche Fernheizung und durch Modernisierung veralteter 
umweltbelastender Anlagen durch neue umweltfreundlichere 
Anlagen kann zugleich ein Beitrag zur Verbesserung der Umwelt 
geleistet werden. Mit dem Bau von Spitzenlastanlagen darf erst 
dann begonnen werden, wenn aufgrund der jeweils vorliegenden 
Verbrauchs- und Entwicklungszahlen eine neue Anlage zwin­
gend erforderlich ist. Aufgrund der gegenwärtigen Prognosen 
über den Energiebedarf Berlins hält die F.D.P. die Entscheidung 
über Baugenehmigungen tür neue Kraftwerke in Berlin (Spitzen­
lastwer<:e wie weitere Grundlastwerke über das neue Kraft­
werk Reuter hinaus) zur Zeit für nicht erforderlich. Das schließt 
vorsorgende Planung nicht aus. 
Es Sind alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um veraltete Anlagen 
zu moderniSieren oder- zu ersetzen. 

These 3 

Entwicklung und Einsatz von Technologien zur optimalen Nutz­
ung der Energierr-äger und damit zum sparsamen Verbrauch von 
Energie müssen gerade in Berlin forciert werden. Entwicklung 
und Anwendung energiesparender- Technik, Vollwärmeschutz an 
Gebäuden, weitgehende Vermeidung von Verlusten beim Ener­
gietransport durch Verbesserung der Isolationstechnik bedingen 
geri ngere Zuwachsraten bei m E nerg ieverbrauch. 
Im Mittelpunkt der Internationalen Bauausstellung 1984 sollten 
Modelle für den Einsatz alternativer Technologien und tür die 
Anwendung energiesparender Bauweisen und Baumethoden ste 
hen. 

These 4 

Neue Formen der Energiegewinnung müssen in Berlin ei-probt 
und angewendet werden. Forschung und Entwicklung auf dem 
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Gebiet alternativer Energie sollen gerade in Berlin ihren Schwer­
punkt haben. Erprobte Formen, wie z.B Wärmepul11pen, sollen 
in Berlin verstärkt eingesetzt werden. 

These 5 

Rationalisierungsmaßnahmen im Energiebereich, die zu sparsa­
merer Energieverwendung führen können, müssen in Berlin voll 
ausgeschöpft werden. Das Energietarifsystem soll so verändert 
werden, daß der geringe Energieverbrauch begünstigt wird. Die 
techn ischwi rtschaftl iche Zusammenarbeit der E nerg iewi rtschaft 
mit der I ndustrie sowie der E nergieversorgu ngsu nternehmen u n­
tereinander ist auszubauen. 

These 6 

Die F.D.P. hält nach wie vor die Einbeziehung Berlins in einen 
Ost-West-Stromverbund für erforderlich. Die Einbeziehung Ber­
lins in einen solchen Verbund wäre die vernünftigste Lösung zur 
langfristigen Sicheru ng der E lek triz itätsversorgu ng. Bis Verhand 
lungen zwischen der Bundesrepublik und der Regierung der 
DDR zu einem erfolgreichen Abschluß gekommen sind, muß die 
Versorgung der Stadt aus eigener Kraft sichergestellt bleiben. 

These 7 

Zur Verbesserung der Struktur der Gasversorgung der Stadt ist 
weiterhin ein Erdgasbezug anzustreben. 

Verbraucherpol itik 

These 1 

Ziel liberaler Verbraucherpolitik ist, die wirtschaftliche und ge 
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sellschaftliche Teilhabe der Verbraucher zu stärken und die Vor­
aussetzu ngen dafür zu verbessern, daß der Verbraucher seine I n­
teressen auch wahrnehmen kann. Liberale Verbraucherpolitik 
tritt dafür ein, daß der Staat den Verbraucher in den Bereichen 
durch gesetzliche Regelungen schützt, in denen er seine I nteres­
sen nicht oder nur unzureichend selbst wahrnehmen kann. Dazu 
gehört die Ausdehnung des AGB-Gesetzes auch auf öffentliche 
und öffentlich-rechtliche Dienstleistungs- und Versorgungsbe­
triebe. 

These 2 

Die F .D.P. setzt sich dafür ein, daß verstärkt Verbraucherinfor­
mationen, insbesondere der Stiftung Warentest, den Verbrau­
chern in den Einkaufszentren, z.B. durch Auslegung der Zeit­
schrift "test", zur Verfügung gestellt werden. Nur ein unmittel­
barer Produktvergleich setzt den Verbraucher in die Lage, unbe­
einflußt und rationell seine Kaufentscheidung zu treffen. Die 
F .D.P. fordert eine Erweiterung der Rechtsberatungsmöglichkei­
ten der Verbraucher und Hilfen in Reklamationsangelegenhei­
ten, um ihn vor Ubervorteilung zu schützen. 

These 3 

Die F.D.P. setzt sich für verstärkte Verbraucherbildung ein. In 
der Schul- und Erwachsenenbildung ist als Schwerpunkt die 
Aufklärung und Erziehung zum verbraucherbewußten und um­
weitbewußten Verhalten vorzusehen. I n den Medien sind Ver­
braucherinformationen zu erweitern, z.B. durch Errichtung von 
Verbraucherredaktionen. An den Volkshochschulen sind Kurse 
zum Thema Verbraucherschutz anzubieten. 

These 4 

Die F.D.P. fordert, daß Anträge auf verlängerte Ladenöffnungs­
zeiten großzügiger vom Senator für Arbeit und Soziales bewilligt 
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werden und die Bekanntmachung über die Ausnahmegenehmi­
gungen erfolgt. Darüber hinaus strebt die F.D.P. an, in Berlin ei­
nen Modellversuch mit flexiblen Ladenschlußzeiten durchzufüh­
ren, um durch eine Novellierung des Ladenschlußgesetzes zu er­
reichen, dem Verbraucher eine bessere Marktübersicht zu ver­
schaffen, Verkehrsspitzen am Morgen und am Abend abzubauen 
und Berufstätigen nach Feierabend Einkaufsmöglichkeiten zu 
verschaffen. Gleichzeitig muß dabei gewährleistet sein, daß der 
Achtstunden-Arbeitstag eingehalten und die Gesamtarbeitszeit 
nicht verlängert wird. 

F.D.P. - Wir setzen uns für die Rechte der Frauen und 
Mädchen ein 

Ausgangspunkte: 

Seit 29 Jahren gibt uns das Grundgesetz die gesetzliche Ver­
pflichtung, die Gleichstellung von Mann und Frau durchzu­
setzen. Dennoch ist die Rolle, die die Frau in unserer Gesell­
schaft zu spielen hat, noch immer alten Vorurteilen unterwor­
fen. 
Die Tatsache, daß es Frauen sind, die die Kinder zur Welt brin­
gen, führt zu der landläufigen Meinung, daß allein Frauen die 
Pflicht übernehmen müßten, diese Kinder in der Familie aufzu­
ziehen. Ist eine Frau berufstätig, wird wie selbstverständlich er­
wartet, daß sie die Doppelbelastung durch Beruf, Haushalt und 
Sorge für die Familie trägt und dadurch in ihren Aufstiegs- und 
Weiterbildungswünschen behindert wird. Frauen im gebärfähi­
gen Alter werden von der Wirtschaft als Arbeitskräfte mit er­
höhtem Risikofaktor betrachtet und deshalb benachteiligt. 
Mädchen sind Jungen gegenüber in ihren Berufsausbildungsmög­
lichkeiten stark eingeschränkt. Die Massenmedien unterstützen 
die traditionelle Beschreibung der Frauenrolle häufig durch un­
zureichende und unzutreffende Darstellungen und verfestigen 
so die unbedachten Vorurteile. 

Für uns Liberale ist das unerträglich. Unser Grundsatz ist die 
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.~._.-_......;;;::;:=:-

Selbstbestimmu ng und Selbstverwirkl ichung des einzelnen Men­

schen. Deshalb kämpfen wir für die verwirklichte Gleichberech­

tigung der Frau und für ihr Recht auf eine eigenständige Exi­

stenz. Deshalb wollen wir im staatlichen und gesellschaftlichen 

Bereich Bedingungen schaffen, die es Frauen ermöglichen, 

selbstbewußt und informiert ihr privates und berufliches Leben 

zu gestalten. 

Eine Voraussetzung dieser Forderung ist ein neues Selbstver­

ständnis sowohl für Frauen als auch für Männer, das ihre indivi­

duellen Fähigkeiten und Möglichkeiten nicht wieder in neuen, 

revidierten Rollenbildern fortschreibt und einengt, sondern 

neue Werte damit beide gemeinsam die Aufgaben der Er­

ziehung übernehmen können. Wir setzen die Frau nicht in einen 

Gegensatz zum Mann. Die neue Familie muß auf einem echten 

partnerschaftlichen Verständnis beruhen. 


These 1 


Die F.D.P. fordert, die Möglichkeiten der Frau im Berufsleben 

zu verbessern. Dazu gehören: 

- Gleicher Lohn für gleiche Arbeit. Die materielle Benachteili­


gung der Frauen bei gleicher Arbeitsleistung muß gesetzlich 
verboten werden 
Eine Ausweitung und Förderung der Berufsausbildung von 
Frauen. Bisher haben Frauen nur 57 von 414 Ausbildungsbe­
rufen wahrnehmen können. Eine rechtzeitige und intensive 
Berufsberatu ng mu ß den F rauen einen umfassenden Über­
blick über unbekannte Berufsfelder vermitteln 
Anreize durch Rückvergütung der Ausbildungskosten und 
Steuererleichterungen, um die Ausbildung der Frauen durch 
Firmen zu verstärken 
Verzicht auf die Bezeichnungen "männlich/weiblich" bei der 
Ausschreibung und Vermittlung von Stellen in staatlichen, 
kommu nalen und staatlich subventionierten Einrichtungen 

- Erstellung einer Kosten-Nutzen-Analyse der Teilzeitarbeit zu 
deren F örderu ng in öffentl ichen Betrieben 
die Überprüfung und Novell ieru ng der Arbeitsschu tzbestim­
mungen im Hinblick auf ihre Nachteile für die Erweiterung 
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der Frauenarbeit 
- Eingliederung auch der Frauen über 40 Jahren in die Arbeits­

bzw, Erwerbswelt durch Ausbildung und Umschulung 

These 2 

Die F,D,P, fordert die Verbesserung der Stellung der Frau in der 
Gesellschaft, Dazu gehört auch: 

Eine Schulbuchanalyse, mit dem Ziel, den Inhalt auf die not­
wendige Gleichberechtigung auszurichten 

- Die Einbeziehung der Geschichte der Frauenemanzipation in 
die U nterrichtsp läne 

- Ein erweitertes Angebot an Elternschulung und die Anerken­
nung entsprechender Angebote als Bildungsurlaub für Mann 
und Frau 

- Die Einführung von Unterhaltsvorschußkassen 
- Die Gleichberechtigung von Mann und Frau und die Neuori­

entierung des Rollenverständnisses sind im Unterricht aller 
Schulstufen und -formen anzusprechen, Lehr- und Lernmittel 
müssen sich mit der Problematik der 0 iskriminierung ausein­
andersetzen 

- Die Berufsberatung sollte auch die speziellen Fähigkeiten der 
zu Beratenden erforschen und sich nicht hauptsächlich an der 
Arbeitsmarktlage orientieren, Dafür sind die Berufsberatungs­
steilen personell und materiell auszustatten und eine ent­
sprechende Zusatzausbildung für die Berufsberater zu gewähr­
leisten 

- Durch eine frühzeitige Beratung der Eltern sollte diesen die 
Vielfalt der beruflichen Möglichkeiten ihrer Kinder vermittelt 
und dabei über Bildungs- und Ausbildungswege informiert 
werden 
Im öffentlichen Dienst und öffentlich-rechtlichen Rundfunk­
anstalten sollten offene Stellen vermehrt mit Frauen besetzt 
und diese auch für leitende Positionen berücksichtigt werden, 

39 



These 3 

Ausweitung des Arlgebots der Sozialarbeit: Entwicklung von 
Beratu ngskonzeptionen, die die versch iedenen Lebensbereiche 
der Frauen Farnilie, Partnerschaft, Kinder, Beruf, Finanzen 
usw. irneyrieren und Auslagerurlg der beraterischen Tätigkeit 
aus BezirKsarntern gezielt in bestimrnte Wohngebiete (Neubau­
und Randyebiete) mit dem Ziel der Aufhebung von Isolation, 
als em Moment präventiver Sozialarbeit. 

These 4 

Die F.D.P. fordert eine Intensivierung der Frauenforschung in 
Berlin, insbesondere durch das künftige FrclUenforschungsin 
stitut, sowie durch dös geplante aur~eruniversiteire Frauenfor­
schunys, Bildungs- und InforrTiationszentrurn. Eine gezielte Zu­
sarnrnenarbeit mit den Volkshodlschulen in allen Bezirken ist 
erforderlich, Wir fordern die Einrichtung emes Hauses als Treff­
punkt fur Frauen unterschiedlicher I rlteressengrulJpen und aus­
weiniger Berlrnbesucherinnen, das insbesondere für Frauenforen 
und Frauerlbildungsveranstaltungen zur VerfügurllJ stehen soll. 

These 5 

Zur Liberalisierung des § 218 hat sich die F.D.P. im Bundestag 
und in der Zusammenarbeit mit der autollomen F;-auenbewe 
gUllg bereits sehr früh und emdeutig tür die Fristerllegelung ein­
gesetzt. Sie hält dclran fest, dafs eine weitere Liberalisierung des 
§ 218 auf dem Gesetzeswege erreicht werden muß. 

Wir fordern 
-- eine Fortsetzung der Arbeit der Modellberatungsstellen und 

ihre Ubernahrne durch das Land Berlm 
-- die Erhaltung der gesetzlichen Regelung, dar~ 4 dller gynä­

kologischen Krankenhöusbetten für Schwdrrgerschattsabbrü­
che zur Verfügung stehen müssen 

-- die Respektierung des Rechts der Schwallgerschaftsberdtun­
gen, die eigenverantwortlichen Ernscheidungen der n:ltsuchen­
den Frduen zu akzeptieren 

-- den Beistand der Beratungsstellen bei der Suche nach einem 
Krankenhdusbett oder einer Arztpraxis mit ambuldntem 
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Schwangerschaftsabbruch 
mehr Möglichkeiten zum ambulanten Schwangerschaftsab­
bruch auf Krankenschein sowohl in Arztpraxen als auch in 
Krankenhäusern 
die I nformationspflicht des Arztes über die verschiedenen Ab 
bruch methoden und die Aufklärungspflicht des Arztes im 
Rahmen der ärztlichen Verantwortung über die von ihm ange­
wandte Methode vor der Behandlung, um der einzelnen Frau 
Einverständnis oder Ablehnung zu ermoglichen 

These 6 

Die F.D.P. fordert für die Zukunft die Entwicklung einer neuen 
gesellschaftlichen Arbeitsteilung, die Männern und F rauen ein 
gleichberechtigtes Zusammenleben in Beruf und Familie ermög­
licht. Die vollständige Einbeziehung der Frau in das Berufsleben 
verbunden mit einer Arbeitszeitverkürzung für Männer und 
Frauen geben beiden Elternteilen die Zeit, sich sowohl in der 
Familie wie im Beruf zu engagieren, zum Wohle der Kirlder wie 
der partnerschaftlichen Selbstentfaltung der Eltern. 

These 7 

Die F .D.P. fordert die Konkretisierung der irn Grundgesetz ver­
ankerten Gleichberechtigung von Mann und F rau durch ein 
Anti-Diskriminierungsgesetz. In Verbindung mit einern solchen 
Gesetz fordert die F.D.P. weiterhin die EinrictlturJg einer 
Gleichberechtigungskommission, die unabhängig ist, selbst Kla 
gebefugnis hat und deren Arbeit in der Überwachung des Diskri­
mi nieru ngsverbots besteht. 

Sozialpolitik 

Ausgangspu nkte: 

Sozialpolitik ist die Verpflichtung aller politisch Verantwort­
lichen zum mitmenschlichen Denken und Handeln. I nsbesonde­
re im großstädtischen Gemeinwesen Berlins gerät ein kranker 
und schwacher Mensch schnell in Not und damit ins soziale Ab 
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seits, weil die ihn tragende Familie nicht vorhanden ist. Häufig 
läßt der beengte Lebensraum armer Familien schon gar keinen 
Platz mehr für die Versorgung eines schwachen und sozial behin­
derten Menschen. 

These 1 

Für unsere körperbehinderten und oft an den Rollstuhl gebun­
denen Mitbürger ist der Weg zu öffentlichen Einrichtungen viel­
fach mit fast unüberwindlichen Hindernissen verbaut. Ohne die 
Hilfe einer Pflegekraft sind Rollstuhlfahrern die Fahrten zur 
nächsten Polizeistation oder ins Rathaus kaum möglich. 
Die F .D.P. wird sich dafür einsetzen, daß künftig alle Neu- und 
Umbau ten öffen tl icher Einrichtu ngen beh i ndertengerecht ge­
plant und gebaut werden. 
Für die Absenkung der Bordsteinkanten an Fußgängerüberwe­
gen und Kreuzungen, den treppenfreien Zugang zu öffentlichen 
Einrichtungen wie Rathäusern, Postämtern und Polizeistatio­
nen, die Einrichtung von öffentlichen Behindertentoiletten und 
Behindertentelefonen wird die F .D.P. vom Senat eine eingehen­
de Planung für alle Bezirke verlangen. 

These 2 

Noch immer werden wohnungslose Mitbürger von den Soziaiäm 
tern in die bestehenden Obdachlosenheime eingewiesen. Die Zu­
stände in diesen Heimen lassen eine sinnvolle sozialpädagogische 
Betreuung der betroffenen Personen nicht zu. 
Die F .D.P. wird sich dafür einsetzen, daß künftig keine Familien 
und auch keine alleinstehenden Personen mit Kindern mehr in 
Obdachlosenheime eingewiesen werden. Der vom Senat vorge­
legte Obdachlosenplan soll vom Abgeordnetenhaus als für alle 
Bezirke verbindlich beschlossen werden. 
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These 3 

Bedingt durch seelische und körperliche Krankheiten, aber auch 
durch die Zustände in den Obdachlosenheimen entziehen sich 
eine unbekannte Zahl von überwiegend Männern bisher der So­
zialarbeit der Bezirke. Sie ziehen als nichtseßhafte Personen 
durch die Stadt und sind häufig im und um den Bahnhof Zoo zu 
finden. Polizeiliche Maßnahmen zur Vertreibung dieser Men­
schen sind keine Hilfe. 
Die F.D.P. fordert deshalb die kurzfristige Durchsetzung der 
vom Senat vorgelegten Konzeption zur Betreuung nichtseßhaf­
ter Personen in Berlin. Dazu gehören die Einrichtung einer zen­
tralen Beratungsstelle im Bahnhof Zoo und die Errichtung eines 
Übernachtungsheimes in der Nähe des Bahnhofs. 

F.D.P. - Wir setzen uns für die älteren Bi.:rger dieser Stadt ein 

Ausgangspunkte: 

Berlin ist eine Stadt mit einer großen Zahl von älteren Men­
schen. Sie haben nicht nur einen Anspruch darauf, ihren Le­
bensabend in einer eigenen Wohnung, in der ihnen vertrauten 
Umgebung zu verbringen, sondern es muß ihnen auch gezielte 
Hilfe zur Lebensgestaltung und zur Erhaltung der Gesuchheit 
gewährt werden. Die Freien Demokraten wissen um das Leid 
vieler älterer Bürger Berlins, denen Krankheit, Einsamkeit und 
auch Armut den Lebensabend erschweren. 
Hinzu kommt, daß viele Menschen mit dem Ausscheiden aus 
dem Berufsleben unvorbereitet den neuen dritten Lebensab­
schnitt beginnen und durch fehlende Lebenserfüllung krank 
werden. Sie brauchen neue Aufgaben, die das Leben eines äl­
teren Mitmenschen weiterhin lebenswert und sinnvoll machen. 
Dazu ist es erforderlich, daß die Gemeinschaft die Vorausset­
zungen schafft. Das Ausscheiden aus dem Berufsleben bedeu­
tete bisher für viele ältere Menschen den Beginn einer Entmün­
digung. Sie wurden von ihrer Umwelt nicht mehr "für voll ge­
nommen". In Altenclubs und Altenheimen wurden sie allen­
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falls betreut. Vom mündigen älteren Bürger, der durch seine Le­

benserfahrung besonders zu demokratischen Entscheidungspro­

Z8ssen gefragt werden sollte, war keine Rede mehr. 

Ein Umdenken in unserer Gesellschaft und die Neugestaltung 

der Sozialpolitik zugunsten des mündigen älteren Mitbürgers ist 

hier erforderlich. 


Ältere Mithiirger 


These 1 


Die F.D.r. wird sich einsetzen für 

- eine gezielte Vorbereitung auf den dritten Lebensabschnitt 

durc:h Vf'ri'lnsti'lltungen im Rahmen der Erwachsenenbildung 
für die Einric:htung einer Tagungsstätte für Vorbereitungsse­
minare auf das Alter in Verbund mit der einzurichtenden 
Hei mllo I kshochschu le 
flir die gesetzlic:he Garantie für Arbeitnehmer, ohne finanzi­
elle Einbußen freigestellt zu werden zur Teilnahme an Kursen 
für die Vorbereitung auf den dritten Lebensabschnitt. 

These 2 


Um der Einsamkeit als Krankheitsursache vieler älteren Men­

schen wirksam begegnen zu können, wird sich die F .D.P. dafür 

einsetzen, daß 

- kiinftig Reisen für ältere Mitbürger vorrangig dann aus öffent­


lichen Mitteln bezuschußt werden, wenn die Reisegemein­
schaft nachbarschaftl iche Kontakte zwischen älteren Men­
schen fördert 

- in den Wohnbezirken mehr Treffpunkte für ältere Menschen 
eingerichtet werden 
die Bezirksämter in den Altbaugebieten leere Läden und Eck­
kneipen anmieten und diese als Begegnungsstätten den älte­
ren Biirgern zur Verfügung stellen. 
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These 3 

Die bisherigen Formen des Wohnungsbaus haben nicht dazu hei­
getragen, dem älteren Menschen die räumliche Niihe zu seiner 
Familie zu ermöglichen, ohne den Angehörigen wegen Wohn 
raummangel zur Last zu fallen. Erhaltenswerte, aber rP.novie­
rungsbedürftige AltbCluten werden oft abgerissen und ihre Re­
wohner allS dem vertrauten Wohnhereich mit seinen soziCllen 
Bezügen (Nachharn, Kaufmann, Verw;:mdte, L oki'lleO in die Tri'l­
bantenstädte u mgesi erlelt. A npi'lssu ngsschwierigk eiten und Ver­
einsamung sind die Folge. 
Die F.D.P. wird sich deshi'llb dClfiir einsetzen, dClß 
-- in Neubauten mehr familien und altengerechte Wohnungen 

bereitgestellt werden 
-- bei der Althaus<lnierung die Integr<ltion der illteren Menschen 

in ihren vertrauten Lebensbereich mehr als bisher beriicksich­
tigt wird 

-- die Bauau fsich tsämter der Bez i rke kii nft ig deu t I icher <ll s b is­
her für die Einhi'lltung des WohnlJngsilufsichtsgesetzes zur 
Erhaltung der BaUsllbstcmz und Durchführung der Renovie­
ru ngspfl ichten ei ntreten 
die älteren Mitbürger durch öffentlich finClnzierte Rechtsbe 
r<ltung in die Lage versetzt werden, Ihre berechtigten Mieter­
interessen durchzusetzen. Klagen vor dem VerwClltungsge­
richt wegen möglicher Untätigkeit eines BauClufsichtsamtes 
sollen hiervon nicht ausgeschlossen werden. 

These 4 

Das Heimgesetz bietet dem Bewohner von Alteneinrichtungen 
eine gewisse Mitbestimmun~l zu Fragen des Zus<lmmenlebens 
und der Heimfühnmg. Die Wirksamkeit der HeimheirMe ist lei­
der zu oft abhängig von der Freundlichkeit der Heimleitung. 
Für die älteren Bürger in ihrem Stadtteil gibt es in Bertin bisher 
noch keine Möglichkeit der Mitbestimmung ZIJ den Fragen des 
Lebens und Wohnens in ihrem Bezirk 
Deshalb fordert die F.D.P. die Einrichtung von Altenräten in 
Berlin. Die Altenräte werden nach einem in verschiedenen Städ­
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ten des Bundesgebietes praktizierten Verfahren für jeden Bezirk 
gewählt. I hre Vertreter erhalten Sitz und Rede~ und Antrags~ 
recht in den Sozialausschüssen der BezIrksverordnetenversamm­
lungen. Sie sollen mitwirken an allen Fragen, die ältere Bürger 
in einem Bezirk betreffen. Die Altenräte sollen auch die Interes~ 
sen solcher Heimbeiräte wahrnehmen, deren demokratisches En­
gagement eine nachteilige Behandlung durch die Heimleitung 
zur Folge hat. 

These 5 

Die bestehende Ordnung für die Ausbildung von Altenpflegern 
und Altenpflegerinnen in Berlin läuft 1980 aus. Diese Ordnung 
hatte in unzureichendem Maße auf die hohen persönlichen An 
forderungen an den einzelnen Altenpfleger Rücksicht genom­
men. Die Erfahrungen der Altenpflegeschuien des Evangelischen 
Johannesstiftes und der Arbeiterwohlfahrt Berlin wurden in die­
ser Ordnung nicht ausreichend berücksichtigt. 
Die F .D.P. wird sich dafür einsetzen, daß die Neufassung der 
Ordnung für die Ausbildung von Altenpflegern in Berlin mehr 
Praxisbezug aufweist und das Berufsbild des Altenpflegers und 
der Altenpflegerin mit dem der übrigen Bundesländern abge­
stimmt wird. 

These 6 

Eine ganz entscheidende Voraussetzung für die Erhaltung der 
Selbständigkeit des älteren Menschen ist dessen Versorgung mit 
ambulanten Pflege~ und Hilfsdiensten in seiner Wohnung. Die 
Versorgung des älteren Bürgers in der ihm vertrauten Umge­
bung kann eine mögliche Einweisung in ein Altenheim verhin­
dern oder so weit ais möglich hinauszögern. In bestimmten 
Krankheitsfällen kann eine Einweisung ins Krankenhaus ver­
mieden werden, wenn eine ambulante Krankenpflege nach An­
weisung des Hausarztes zur Verfügung steht. Der pflegebedürf~ 
tige und kranke Mensch muß nicht aus seiner vertrauten Umge~ 
bung gerissen werden und gleichzeitig können dem Versiche­
rungsträger hohe Krankenhauskosten erspart bleiben. 
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Aus diesem Grund sollten nun endlich auch in Berlin Ein­
richtungen geschaffen werden, die wie in anderen Bundes­
ländern als flächendeckende Sozialstationen zur Kranken-, 
Alten- sowie Haus- und Familienpflege zur Verfügung stehen. 

Die F.D.P. wird sich dafür einsetzen, daß zunächst drei 50­
zialstationen in verschiedenen Bezirken eingerichtet werden. 
Die Grundlage für die Einrichtung solcher ambulanter Pfle­
gezentren soll eine Bedarfsermittlung sein, die sich an den 
Wünschen der betroffenen Bürger zu orientieren hat. Als Trä­
ger für die Sozialstationen sollen primär solche Verbände in 
Betracht kommen, die bereits Erfahrungen in der Haus- und 
Hauskrankenpflege besitzen. 

F.D.P. - Wir verbessern die Zukunftschancen der jungen 
Generation dieser Stadt 

Ausgangspunkte: 

Die Probleme der jungen Bürger dieser Stadt erfordern neue 
politische Entscheidungen. Von der wirtschaftlichen Entwick­
lung und den Problemen der geburtenstarken Jahrgänge ist die 
JLmend in besonderem Maße betroffen. Sie hat diese Probleme 
nicht zu verantworten. Die Gefahr, daß aus der Hoffnungslo­
sigkeit eines jungen Menschen Staatsverdrossenheit und politi­
scher Extremismus erwachsen, erfordert von den politisch Ver­
antwortl ichen neue Entscheidungen. Jugendarbeitslosigkeit be­
wirkt, daß die Betroffenen mit der Gesellschaft und ihren Fami­
lien in unlösbare Konflikte verwickelt werden. Der arbeitslose 
Jwgendliche wird fast zum Nichtstun erzogen. Seine 
Alkohol zu trinken, Drogen zu nehmen und mit dem Gesetz in 
Konflikt zu kommen, wird erheblich gesteigert. Die Beseitigung 
der Jugendarbeitslosigkeit sowie der Einschränkung in den per­
sönlichen und beruflichen Entfaltungsmöglichkeiten haben da­
her für die F.D.P. Priorität. 

Gerade Berlin ist, wenn es eine langfristige Perspektive für die 
Lebensfähigkeit und Attraktivität der Stadt entwickeln will, da­
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zu aufgerufen, überdurchschnittliche Anstrengungen für diese 
Generation zu unternehmen. Hierzu gehört der weitere Ausbau 
des Bildungswesens und neue Aktivitäten für die Bereitstellung 
von Ausbildungs~ und Arbeitsplätzen. Mit den nachfolgenden 
Thesen versucht die Berliner F.D.P., bisher noch nicht eingelös~ 
te Zukunftsversprechen mit Erfahrungen zu konfrontieren und 
neu zu bestimmen. 

Weiterentwicklung der Berliner Schule 

These 1 

Leitgedanke für die Weiterentwicklung der Berliner Schule ist 
aus liberaler Sicht die Verwirklichung des Bürgerrechts auf Bil~ 
dung und damit die Schaffung von mehr Chancengleichheit. 

These 2 

Die F .D.P. tritt dafür ein, daß die volle Anwendung und Ausfül~ 
lung des Schulverfassungsgesetzes gesichert wird. Schüler und 
Eltern sollen regelmäßig Informationen über die Mitwirkungs 
möglichkeiten erhalten. In Eltern~ und Schülerseminaren der 
Volkshochschulen soll auf die Arbeit in den Gremien vorberei­
tet werden. Die Eigenverantwortung der Schule soll durch die 
Übertragung der Wirtschafterfunktion (Verfugung über die 
Haushaltsmitteil ausgeweitet wet·den. Die einzelne Schule soll 
auch für die pädagogischen Gestaltungsmöglichkeiten mehr 
Raum erhalten. 
Die F.D.P. wird in der kommenden Legislaturperiode auf der 
Grundlage der Erfahrungen mit dem novellierten Schulverfas­
sungsgesetz weitere Vorschläge zur Ausgestaltung der Demokra­
tie in der Schule machen. 

These 3 

Die F .D.P. fordert die Uberwindung der pädagogischen Bruch­
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stelle zwischen Vorschule und Grundschule durch Einführung 
der Eingangsstufe. Durch die Eingangsstufe mit einer Gruppen­
größe von fünfzehn Kindern können Unterschiede im Entwick­
lungsstand und soziale Benachteiligungen ausgegliche'1 und ein 
stärkerer sozialpädagogischer Ansatz in die Schule hineingetra­
gen werden. 

These 4 

Die F .D.P. fordert die Fortführung und Konsolidierung der 
Grundschulreform. Nachdem das Sitzenbleiben abgeschafft ist, 
müssen die Unterrichtsinhalte der Grundschule zeitgemäß über­
arbeitet und das Förderprogramm ausgebaut werden. Den lei­
stungsstärkeren Schülern soll ein zusätzliches Lernangebot in 
den Klassen 5 und 6 paralell zur Förderunterricht gemacht wer­
den. Unangemessene und belastende Forderungen an die Schü­
ler sind abzubauen, ohne die Leistung zu vermindern. Die musi­
schen Fächer sind intensiv zu fördern. Es ist Ziel der F.D.P., die 
Grundschulklassenfrequenz zu verringern. Sie geht dabei von 
der Fünfzehnergruppe in der Eingangsstufe aus. Durch Vermeh­
rung der Teilungsstunden, durch Ausbau der Fachräume, durch 
Verstärkung der Förderstunden soll diese optimale Gruppen­
größe schrittweise auch in den übrigen Grundschulklassen einge­
führt werden. 

These 5 

Die F.D.P. fordert, daß in der Mittelstufe (Klasse 7 bis 10) die 
Gesamtschule durch weitere Fördermaßnahmen die Chance er­
hält, für alle Schüler attraktiv zu sein. Das dreigliedrige Schulsy­
stem sollte nach und nach von der Gesamtschule mit einem Bil· 
dungsangebot, das allen gerecht wird, ersetzt werden. Dabei sind 
die gegenwärtig vorhandenen Gesamtschulen durch Elemente 
der "Offenen Schule" weiterzuentwickeln: So ist einerseits auf 
die Bildung stabiler Lerngruppen zu achten. Andererseits sollte 
den Schülern die Gelegenheit zur individuellen Lerngestaltung 
gegeben werden. Neben dem Pflichtbereich muß der freie Wahl­
bereich dem Schüler eine Schwerpunktbildung ermöglichen. 
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These 6 

Die F .D.P. fordert, daß in dem noch bestehenden dreigliedrigen 
Schulsystem alle Bildungsmöglichkeiten ausgenützt werden und 
nicht nur auf dem Papier stehen. Dazu gehören insbesondere die 
Angleichung der Rahmenpläne, Verstärkung des Berufswahlun­
terrichts und gezielte Förderprogramme für Kulturtechniken. 

These 7 

Die F .D.P. fordert, daß die materiellen Bedingungen der Schu 
len mit gymnasialer Oberstufe und die pädagogischen Inhalte 
des Unterrichts verbessert werden. Die Reform der gymnasialen 
Oberstufe hat dem Schüler für die Entscheidung über seine Inte­
ressenschwerpunkte mehr Raum gegeben. Bei der weiteren Ver­
wirklichung dieser Reform muß es darum gehen, die Ausstat­
tung dieser Schulen zu verbessern, eine Pädagogik der gymnasi 
alen Oberstufe zu entwickeln und die Reform wissenschaftlich 
zu begleiten. 

These 8 

Die F.D.P. fordert, daß bei der Verwirklichung der berufsfeld­
bezogenen Oberstufenzentren vom bildungspolitischen Grund­
satz der Verzahnung von beruflicher und allgemeiner Bildung 
ausgegangen wird Lehrereinsatz und Stundentafel müssen so 
gestaltet werden, daß die Bildung neuer "Schulen" insbeson­
dere die Abspaltung des gymnasialen Bildungsgangs innerhalb 
der Oberstufenzentren verhindert wird. Die Fachbereiche in den 
Oberstufenzentren sollten deshalb immer so gebildet werden, 
daß sie alle Bildungsgänge zusammenfassen. Unabhängig vom 
angestrebten Abschluß (studien- oder berufsbezogen) durchlau­
fen alle Schüler der Oberstufenzentren im ersten Schuljahr einen 
beru fsfeld bezogenen Kern bereich. 
Die F.D.P. fordert, daß die neugebildeten Oberstufenzentren di­
rekt dem Senator für Schulwesen unterstellt werden. Größen­
ordnung und Einzugsgebiet dieser Großschulen gebieten zwin­
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gend, sie der bezirklichen Aufsicht zu entziehen. 

These 9 

Die F.D.P. fordert ein Bildungsprogramm für Behinderte aller 

Altersgruppen. Ziel soll es sein, die Behinderten so weit wie 

möglich in ihre Umwelt einzugliedern. Bei der Entwicklung der 

dafür erforderlichen Bildungsprogramme ist zu unterscheiden 

zwischen Behinderten, die von Geburt an behindert sind bzw. 

im frühen Kindesalter ihre Behinderungen erhalten haben, und 

denjenigen Behinderten, die sich erst im späteren Alter ihre Be­

hinderungen zugezogen haben. 


Jugendfreizeit 


These 1 


Jugendfreizeitheime müssen in eine scharfe Konkurrenz zu den 

kommerziellen Discotheken treten. Dazu müssen beispielsweise 

die Öffnungszeiten erheblich erweitert werden, um den Bedürf­

nissen der Besucher gerecht zu werden. Es ist nicht einzusehen, 

daß diese Einrichtungen in den Ferien, an den Sonn- und Feier­

tagen, an Sonnabenden und nach 22 Uhr leerstehen. 

Die F .D.P. fordert die Schaffung von mehr Möglichkeiten zur 

von Jugendlichen selbst bestimmten Freizeit. Dazu sind selbst­

verwaltete Jungendzentren einzurichten. 


These 2 


Verstärkte Bereitstellung von Wohngemeinschaftsplätzen für Ju­

gendliche und Jungerwachsene als Alternative zur Helmerzie 

hung. Darin ist auch ein Beitrag zur vorbeugenden Drogenbe­

kämpfung zu sehen, da diese Bewohner zumeist aus sozial be­

nachteiligten Familienverhältnissen kommen und erheblich dro­

gengefährdet sind. 
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These 3 

Eine zentrale Stelle ist einzurichten, in der freie Wohngemein­
schaftsplätze und die Bewerber um einen solchen Platz erfaßt 
werden. I nsbesondere Träger des sozialen Wohnungsbaus sollen 
künftig mehr geeigneten Wohnraum für die veränderten Wohn­
und Lebensbedürfnisse insbesondere der jungen Generation 
(Wohngemeinschaften) zur Verfügung stellen. 

These 4 

Die Erziehung in Jugendwohnheimen, Erziehungs- und Kinder­
heimen ist unbedingt auf die gemeinsame Erziehung von Mäd­
chen und Jungen (koedukative Erziehung) umzustellen, da bei­
spielsweise häufig Geschwister in verschiedenen Heimen woh­
nen. 

These 5 

Die starren Verwaltungsvorschriften für die Bewirtschaftung der 
öffentlichen Heime sind so zu ändern, daß sie wünschenswerten 
und pädagogischen Maßnahmen nicht länger im Wege stehen. 

These 6 

Dem Alkoholmißbrauch schon im Kindes- und Jugendalter muß 

besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden. Das Jugend­

schutzgesetz ist auch im Ladenverkauf streng anzuwenden. 

Folgende Schwerpunkte bei der Drogenbekämpfung sind zu for­

dern: 

- Ressortübergreifende Kommissionen auf Landes- und Bezirks­


ebene 
Ständige Information, Mitarbeit und finanzielle Unterstüt­
zung der Selbsthilfegruppen müssen gewährleistet sein 

- Personalverstärkung in Jugendfreizeitheimen 
- Zeugnisverweigerungsrecht für alle in der Drogenszene tätigen 
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Sozialarbeiter und Psychologen 
Mehr Jugendwohngemeinschaften für Nicht-Drogenabhängige 
als Präventivmaßnahme 

- Bereitstellung von Räumen für Drogentherapiegruppen 
Durch eine lückenlose Therapiekette muß der Jugendliche 
von der ersten Kontaktinstanz bis zur therapeutischen Wohn­
gemei nschaft gefüh rt werden 
Gesondertes Schulprojekt im Rahmen der Volkshochschule 
Spezielle Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

J ugenda rbe i tslosigk eit 

These 1 

Die F .D.P. fordert, daß hjr alle jungen Bürger dieser Stadt eine 
Berufsausbildung gesichert wird. Sie fordert, Maßnahmen zur 
Ergänzung und Verbreiterung des Angebots an Ausbildungsplät 
zen zu ergreifen. In schu I ischen Ei nrichtu ngen sowie in überbe­
trieblichen und außerschulischen Ausbiidungsstätten sind so 
viele Ausbildungsplätze zu schaffen, daß jeder Jugendliche eine 
seiner Neigung entsprechende Berufsausbildung erhalten kann. 
Die F.D.P. hebt in diesem Zusammenhang die Verpflichtung der 
Ausbildungsbetriebe in Wirtschaft und Verwaltung hervor, eine 
ausreichende Zahl von Ausbildungsplätzen in anerkannten Aus­
bildungsberufen bereitzustellen. 

These 2 

Ferner fordert die F .D.P., durch Arbeitsbeschaffungsprogramme 
für arbeitslose Jugendliche die Zielsetzung von Artikel 12 Abs.1 
der Landesverfassung zu erfüllen ("Jedermann hat das Recht auf 
Arbeit. Dieses Recht ist durch eine Politik der Vollbeschäfti­
gung und Wirtschaftslenkung zu verwirklichen.") Für jeden Ju­
gendlichen ohne Ausbildungsplatz soll ein Arbeitsplatz gesichert 
sein, und es muß Ziel aller Bemühungen bleiben, jedem Jugend­
lichen einen Ausbildungsplatz zu geben. 
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These 3 

Die Zahl der arbeitslosen Jungeldichen müssen nach Altersgrup­
pen 16 bis 18 und 18 bis 25 Jahre aufgeschlüsselt werden. Diese 
Zah len sind zwischen dem Arbeitsamt, der I ndustrie- und Han­
delskammer zu Berlin, der Handwerkskammer, den übrigen zu­
ständigen Stellen und den Senatoren für Schulwesen und für Ar­
beit und Soziales abzustimmen, damit gezielte Maßnahmen 
mägl ich sind. 

These 4 

Die F.D.P. fordert, daß die Zielgruppenarbeit von Jugendver­
bänden und Freien Trägern zur Bekampfung der Jugendarbeits­
losigkeit großzügig finanziell unterstützt wird. 

These 5 

Die F.D.P. fordert, daß die Zahl derjenigen Jugendlichen, die 
nach der Schule sofort einen Arbeitsplatz anstreben, durch Ver­
besserung des Berufswahlunterrichts verringert wird. 

Hochschule 

These 1 

Die F .D.P. bemüht sich um einen verstärkten Abbau der Studi­
enplatzverengung. Insbesondere das Angebot der Medizineraus­
bildung in Berl in ist zu verbessern. Hierzu ist eine schnellstmäg­
liche Erneuerung des Klinikums Charlattenburg dringend erfor­
derlich. 

54 



These 2 

Durch I ntensivieru ng der Stud ienreform si nd die Stud iengange 
so zu entwickeln, daß die Hochschulen gegenüber der Berufs­
weit inhaltlich offener werden und differenzierte, aufeinander 
abgestimmte Studien ermöglichen. Aufbau und Kontaktstudi­
engange sind zu entwickeln. Die Mitarbeit bei der Erwachsenen­
bildung ist zu intensivieren. Die Kooperation zwischen der Fern­
universitat Hagen und Berlin murs fortentwickelt werden, um 
verstärkt Studenten an das Fernstudium heranzuführen. 

These 3 

Die F .D.P. tritt für eine Überführung der derzeitigen Berliner 
Hochschulen in integrierte Gesamthochschulen ein, wobei auf 
vernünftige Betriebsgrößen geachtet werden muß. Ziel der Erlt­
wicklung ist ein Berliner Hochschulsystem, dessen Trager die 
Gesamthochschule I (F reie Universität), die Gesamthochschule 
1I (Technische Universität), die Gesamthochschule 1II in Lank­
witz mit besonderen Aufgaben auf dem Gebiet der Rechts·, 
Wirtschafts und Sozialwissenschaften sind, sowie der Hoch­
schule der Künste, die dem Anspruch Berlins als ein Zentrurn 
der Kunst und der Kultur auch auf dem Gebiet der Ausbildung 
gerecht werden muß. 

These 4 

Berlin muß auch in Zukunft der überregionalen Hochschulaus 
bildung bleiben. Mit den anderen Bundeslandern sind Verein­
barungen zu treffen, die es Absolventen Berliner Hochschulen 
in verstärktem Maße ermöglichen, dort Arbeitsplätze zu finden. 

These 5 

Der Dialog zwischen Gesellschaft und Hochschulen muß verbes­
sert werden. Die Kritik- und Innovationsfunktion der Hochschu­
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le ist anzuerkennen, 

These 6 

Der Ausbau der Forschung an den Hochschulen, sowohl der 
Grundlagenforschung als auch der fur unsere Gesellschaft pra­
xisrelevanten Forschung, ist voranzutreiben, 

F,D.P, Wir stehen bei den ausländischen Mitburgern im Wort 

Ausgangspu nkte: 

Die in Ber1in legal wohnenden Ausländer machen derzeit 9 
der Gesamtbevolkerung aus, Ihr Anteil wird bel gleichbleibender 
Bevolkerungsentwicklung Berlins in Zukunft noch steigen. In 
den BeZirken Kreuzberg, Tiergarten und Wedding ist der Auslän 
deranteil besonders hoch. Dort leben die Ausländer abgesondert 
von der deutschen Bevölkerung, Dort droht die Gefahr der 
Ghettobildung, 
Ziel der Auslanderpolitik der F,D.P, ist es, dieser Entwicklung 
Einhalt zu bieten und diese Trennung von Deutschen und Aus­
ländern zu überwinden. Die Grundforderungen der Liberalen: 
Demokratisierung, Rechtsstaatlichkeit, gleiche Lebenschancen 
und Verbesserung der Lebensqualitat mussen unterschiedslos für 
alle Bürger Berl ins gelten, 

These 1 

Die F,D,P. fordert, daß die Berliner Ausländerpolitik das Ziel 
verfolgt, den Ausländern in allen Lebensbereichen den Weg zu 
den Chancen zu ebnen, die der deutschen Bevölkerung offenste­
hen. Der Weg dazu führt über eine möglichst weitgehende Ein 
gleiderung der ausländischen Mitbürger in die deutsche Gesell­
schaft. 
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These 2 

Ausländer, die vor mehr als zehn Jahren als Arbeitskräfte in die 
Bundesrepublik und nach Berlin geholt wurden, haben An­
spruch auf einen unbefristeten Aufenthalt. Amtliche Sprachprü­
fungen in Deutsch und das Verbot der Gewerbeausübung sind 
ebenso abzulehen wie Zuzugsbeschränkungen innerhalb einzel­
ner Bezirke Berlins. 

These 3 

Die F .D.P. setzt sich dafür ein, die Beschränkungen in der Ar­
beitsplatzwahl bei den ausländischen Mitbürgern aufzuheben. 
Bindungen und AI-beltserlaubnis an Arbeitsplatz und Betrieb 
sind ebenso abzulehnen wie die Aussperrung von Familienange­
hörigen vom Arbeitsmarkt, die im Wege der Familienzusammen­
führung nach Berlin gekommen sind. 

These 4 

Zur freien Berufswahl gehört insbesondere, daß die ausländi­
schen Juqendlichen unter gerechten bildungspolitischen Voraus­
setzungen in das Arbeitsleben eintreten. Ziel ist es daher, daß al­
le ausländischen Kinder, die in Berlin zur Schule gehen, einen 
Schulabschluß et-reichen. Die Ersteinschulunq ausländischer Kin­
der soll in deutsche Regelklassen und nicht als eine Sonderbe­
schulung erfolgen. 

These 5 

Ausländische Juqendliche müssen gleichberechtigten Zugang 
zum Arbeitsmarkt wie ihre deutschen Mitbürger haben. Notfalls 
ist diese Forderung durch die Aufnahme arbeitsloser ausländi­
scher Jugendlicher in Ausbildungs- und Umschulungsfördet-ungs 
programme sicherzustellen, um die Abdrängung jugendlicher 
ausländischer Arbeitsloser auf die Straße zu verhindern. 
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These 6 

Die F.D.P. fordert, die auslandischen Mitbürger im demokrati­
schen Willensbildungsprozeß chancengleich zu beteiligen. Sie 
fordert für Auslander mit unbefristeter Aufenthaltserlaubnis das 
akTive und passive Wahlrecht zu den Bezirksverordnetenver­
sammlungen. 

These 7 

Die F.D.P setzt sicf. dafi"lr ein, doß ausländische Mitbürger ihre 
kulturelle Identität hewahren und ihre Traditionen pflegen ken 
nen 

KOALITIONSAUSSAGE 

Die F D,P. ist als unabhangige liberale Partei der entscheidende 
Motor fiJr die Zukunftsentwicklung Berlins. Sie tritt ein fiir frei­
heit!l(:he Politik und kämpft gegen Reformfeindlichkeit ebenso 
wie gegen tealitcitsferne Utopien. Diese Stadt braucht die 
damit sich nicht zwei Parteien unversöhnlich gegenüberstehen 
und Staat und Gesellschaft nicht zerrieben werden, Nur die 
F.D.P. ist ein verläßlicher Garant für Liberalität, flur die Libera­
len lrelen konsequent und entschieden für die Freiheit des Ein­
zelnen ein, Die F .D.P. muß nicht jedem nach dem Munde reden 
Ilfld ist kein Gefangener von Gruppeninteressen. Sie entscheidet 
sich hjr Vernunft. 

Für die kommenden vier Jahre sind wir die Koalition mit 
den Sozii:lldemok raten fortzusetzen, weil sich die sozial liberale 
Politik bewahrt hat. Für die Zukunft wollen wir mehr liberi,le 
Grundsätze verwirklichen, Deshalb darf keine Partei die ahsolu­
te Mehrheit erringen. Die F,D,P. wird die Verantwortun~] der 
parlamentarischen Opposition wahrnehrnen, wenn diese Voraus­
setzungen nicht gegeben sind, 
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